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Was geplant wird.
Gleiches Wahlrecht in Preußen.

Drei Schritte ſind notwendig, um die deutſche Kriſe
zu beendigen und zugleich die Weltkriſe ihrer Löſung näher-
zuführen. Der erſte iſt eine ver ſtändige Friedens-
erklärung des Deutſchen Reichs, der zweite die Demo-
tratiſierung Preußens, der dritte, darum nicht
der nnwichtigſte, die Einführung des parlamentari-
ſchen Regierungsſyſtems im Deutſchen Reich.

Nach den Nachrichten, die in Berlin am Nachmittag des
etzten Mittwoch vorlagen, iſt anzunehmen, daß von dieſen
rei Schritten zwei und ein halber gemacht werden ſollen.

Eine von Sozialdemokraten, Fortſchrittlern und Zen-
trum vereinbarte Kriegszielerklärung ſoll dem Reichstag vor-
gelegt werden und hat Ausſicht auf Annahme durch eine
drückende Mehrheit. Der Reichskanzler noch immer
vethmann-Hollweg wird erklären, daß er ſich dieſem Be-
ſchluß des Reichstags füge und ihn als Richtſchnur für die
wswärtige Politik des Reichs annehmen werde.

Das preußiſche Staatsminiſterium wird rekonſtruiert
ind eine Vorlage zur Einführung des allgemeinen, gleichen,
zeheſmen und direkten Wahlrechts wird im Frühherbſt dem
Preußiſchen Landtag unterbreitet werden. Ein

neuer Erlaß des Königs von Preußen
beſtimmt in Ergänzung der Oſterbotſchaft ausdrücklich die
Einführung des gleichen Wahlrechts in Preußen, und zwar
ſoll die Vorlage ſo frühzeitig eingebracht werden, daß die

Nächſten Wahlen nach dem neuen Wahlrecht erfolgen können.
Der Erlaß, der vom 11. Juli datiert und an Bethmann-
dollweg als Präſidenten des Staatsminiſteriums gezeichaet
iſt, lautet wie folgt:

Auf den mir in Befolgung meines Erlaſſes vom 7. April
dieſes Jahres gehaltenen Vortrag meines Staats miniſteriums
beſtimme ich hierdurch in Ergänzung desſelben, daß der
dem Landtag der Monarchie zur Beſchlußfaſſung vorzulegende
Geſetzentwurf wegen Abänderung des Wahlrechts zum
Abgeordnetenhaus auf der Grundlage des glei-
chen Wahlrechts aufzuſtellen iſt.

Die Vorlage iſt jedenfalls ſo frühzeitig einzubringen,
daß die nächſten Wahlen nach dem neuen Wahl-
recht ſtattfinden können.

Jch beauftrage Sie, das hiernach Erforderliche zu ver-
anlaſſen.

Das ſind
ſehr erhebliche Fortſchritte,

on denen man noch vor 14 Tagen kaum geglaubt hätte,
daß ſie ſich ſo raſch durchſetzen laſſen würden.

Es bleibt aber der dritte Schritt, die Parlamentari-
ierung der Reichsregierung, und dieſer Schritt ſoll, wie
s am Mittwoch im Reichstag hieß, nur halb getan werden.
Seabſichtigt iſt, einige Staatsſekretäre auszuſchiffen und ſie
durch andre Beamte zu erſetzen. Außerdem ſoll eine An-
ahl von Parlamentariern zu einer Art von Staatsſekre-
ären ohne Portefeuille ernannt werden. Die Oberſte Heeres-
eitung, der Reichskanzler und die Beamten ſowie die parla-
nentariſchen Staatsſekretäre ſollen miteinander etwas bil-

Jen, wofür noch kein Name gefunden worden iſt, ein Etwas,
as mehr als ein Staatsrat und weniger als eine
Kegierung iſt. Alſo eine Art nicht nur beratender,
r kontrollierender, unter Umſtänden entſcheidender
Jehörde.
Was geplant wird, iſt alſo ein Kompromiß zwiſchen dem

eſtehenden Syſtem der Obrigkeitsregierung und dem var-
lamentariſchen Regierungsſyſtem. Die parlamentariſchen
Staatsſekretäre ſollen nicht, wie die beamteten, Untergebene
es Reichskanzlers ſein und aus der Reichskaſſe auch kein
Sehalt empfangen. So ſoll die Unabhängigkeit ihrer Stel-
ung nach allen Seiten hin geſichert werden.

Zu dieſem e
ſeltſamen Mittelding

ann man natürlich endgültig erſt Stellung nehmen, wenn
wirklich das Licht der Welt erblicken ſollte. Unter Um-

tänden kann es für die Sozialdemokratie eine Frage ſein,
b ſie ſich daran beteiligen will oder nicht. Auf der
nen Seite ware es ein nicht von der Hand zu weiſender
Lorteil, wenn ein Vertreter der Sozialdemokratie oder meh-
ere die Möglichkeit bekämen, die der der Regierung ſchörfer
u kontrollieren, als dies vom Platze des einfachen Abgeord-

neten aus möglich iſt. Auf der andern Seite kann die Sozial
demokratie aber nicht die Verantwortung für Beſchlüſſe über-
nehmen, die möglicherweiſe ihren Grundſätzen geradewegs
widerſprechen.

Starkes Bedenken muß es auch erregen, daß das neue
Syſtem unter der alten Firma geführt werden ſoll. Bleibt
Bethmann Reichskanzler, ſo bleibt er es doch nur als der

Geführte der neuen Reichstagsmehrheit,
und er wird genötigt ſein, Beſchlüſſe auszuführen, denen er
widerſtrebt hat. Man erzählt ſich, daß Bethmann-Hollweg
an der vereinbarten Friedenserklärung der Fraktionen Aen-
derungen vorſchlug, die dieſe rundweg ablehnten. Später
erklärte er, auch mit der Formel der Fraktionen einver-
ſtanden zu ſein. Daß er ſich wie ein Löwe dagegen gewehrt
hat, die preußiſche Wahlreform noch während des Krie-
ges durchzuführen, iſt bekannt. Jetzt iſt er bereit, auch
in dieſem wichtigen Punkt den Wünſchen der Reichstans-
mehrheit Folge zu geben. Man gewinnt daraus den Ein-
druck, daß der Reichskanzler notgedrungen zu allem mög-
lichen bereit iſt, was man von ihm verlangx, bloß zu einem

Rücktritt.

Die Berufung des Kronprinzen nach Berlin
wird mit Recht als ein Zeichen der Bereitwilligkeit zu dem
bezeichnet, was die konſervative Preſſe als eine „Preisgabe
von Kronrechten“ bezeichnet. Da es ſich darum handelt, ſich
eines Teiles des politiſchen Beſitzſtandes der Dynaſtie zu
entäußern, will der Kaiſer nicht entſcheiden, ohne den Thron-
erben gehört zu haben.

Alles in allem, wenn es bei der Löſung bleibt, die am
Mittwoch als die wahrſcheinliche galt, dann ſind große, wich-
tige Fortſchritte erreicht worden. Leider wird aber

immer noch ein Reſt bleiben,

deſſen Liquidation große Schwierigkeiten verurſachen dürfte.
Ob die Regierung wirklich imſtande ſein wird, nach den vom
Reichstag vorgeſchriebenen Richtlinien der auswärtigen Poli-
tik einheitlich zu handeln, ſteht noch dahin. Jm Preu-
ßiſcher Landtag wird es über die Wahlreform wohl noch
einen hitzigen Endkampf geben. Das ſchwerſte Kreuz bleibt
aber die halbe Entſchließung in der Frage des parlamenta-
riſchen Syſtems. Vermutlich werden noch einige Monate
ins Land gehen, bevor die Früchte, die in dieſem heißen Juli
reiften, in die Scheune gefahren werden können.

c

Die erſte Kraftprobe.
Die neue 15-Milliarden Vorlage ſtand zu

Mittwoch auf dem Arbeitsverzeichnis des Reichstags.
Die Fraktionen der Mehrheit hatten beſchloſſen, ſie abzu-
ſetzen, weil ſie zuvor das Ergebnis der politiſchen Kriſe feſt
gelegt wiſſen wollen. Alſo geſchah es denn auch.

Abg. Graf Weſtarp widerſprach für die Konſervativen
der Verſchiebung, weil Kriegskredite ganz unabhängig von
der Regierungsweiſe und den innerpolitiſchen Zuſtänden
für das deutſche Volk und das deutſche Heer bewilligt werden
müßten. Demgegenüber erwiderte Scheidemann, daß die
Sozialdemokratie ſich die Vorlagen vorher zu überlegen
pflege, ehe ſie ja oder nein ſage, und deshalb nicht erſt zu-
ſtimmen und nachher in die große außen und innerpolitiſche
Auseinanderſetzung eintreten könne.

An Weſtarps Gedankengang iſt zweifellos etwas Richti-
ges: Kriegskredite bewilligt man nicht der Regierung, ſon
dern dem Lande zu ſeiner Verteidigung. Trotzdem bleibt die
Bewilligung der Kriegskredite kein automatiſcher, ſondern
ein politiſcher Akt. Schon am. A. Auguſt hat die Sozialdemo-
kratie erklärt, ſie bewillige Kriegskredite nicht für Ervhbe-
rungen, ſondern nur für die Notwehr, für die „Stunde der
Gefahr“, und ſobald Deutſchlands Feinde zum Frieden be-
reit ſind, müſſe der Frieden geſchloſſen werden.

Dieſe Vorausſetzung der Kreditablehnung iſt heute ganz
gewiß noch nicht erfüllt. Wohl aber beſteht der Verdacht, daß
auch der deutſche Krieg kein reiner Verteidigungskrieg ſei,
ſondern auf Eroberungen ausgehe. Schuld daran iſt die
wüſte Agitation der Alldeutſchen. Die Formen, welche dieſe
in letzter Zeit angenommen hat, zwingen die Sozialdemo-
kratie, nunmehr auf reſtloſe Klarheit über die Haltung der

nicht, was von vielen dringend gewiünſcht wird zu ſeinem

Regierung zu dringen. Deshalb war an eine Abſtimmung
über die Kreditvorlage heute natürlich nicht zu denken

Die Vertagung der Verhandlung wurde darauf von
einer großen kompakten Reichstagsmehrheit beſchloſſen. Die
Sozialdemokraten, Fortſchrittler, Zentrum und National-
liberale ſtimmten geſchloſſſſen dafür, ebenſo von den kleineren
Parteien die Polen, die Elſaß-Lothringer und die Mehrheit
der Deutſchen Fraktion. Jn der Oppoſition blieben
allein Hagſe und Weſtarp mit ihren Freunden, die
vom Unabhängigen Ausſchuß und die von der Unabhängi-
gen Sozialdemokratie.
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Die Nationalliberalen geſpalten.
Die Beteiligung an der Reichstagserklärung, welche die

Bereitſchaft des deutſchen Volkes zu einem Frieden ohne
Eroberung und Entſchädigung ausſpricht, haben
die Nationalliberalen nach langem Schwanken abgelehnt.
Eine partei-offizielle Erklärung beharrt auf ihrer Forderung
eines „Sicherungsfriedens“, der Deutſchlands

Macht an Land und Gut über den Beſitz vor Kriegsbeginn
hinaus vermehrt.

Aber die Nationalliberalen machen daraus keine Kabi-
nettsfrage, ſondern finden ſich damit ab, daß die Mehrheit
es Reichstags entſchloſſen für einen raſchen Ausgleichs- und

Verſtändigungsfrieden eintritt; ſie ſind gleichwohl bereit, an
einer etwa zu bildenden parlamentariſchen Regierung mitzu-
wirken.

Uebrigens kommt auch nicht viel darauf an, weil auch
ohne ſie eine ſtarke Reichstagsmehrheit für die parlamen-
tariſche Regierung mit dem Programm des „weißen Frie-
dens“ und der ſofortigen Neuordnung vorhanden iſt,

Eine ſpätere Meldung beſagt, daß die nationalliberale
Fraktion die Abſtimmung über die Friedensreſolution
ihren Mitgliedern freigegeben hat. Man rechnet mit
20 bis 25 Jaſtimmen. Trifft das zu, dann würde ungefähr
die Hälfte der Fraktion für einen Ausgleich ſein. Die
Annerioniſten hätten alſo nur noch die andre Hälfte der
dationalliberalen für ihre Sicherungs- und Eroberungs-

ziele.
J

Der Friede der Mehrheit.
Die nach dieſem Entſchluß der Nationalliberalen allein

von den Sozialdemokraten, den Fortſchrittiern und dem
Zentrum abzugebende Mehrheitskundgebung, die nur die
Kriegszielfrage beſpricht, ſteht in ihren Grundzügen unu-
mehr feſt. Es wird darin Bezug genommen auf die Stoei-
lungnahme, die der Reichstag am 4. Auguſt 1914 zum Aus-
druck brachte, wonach Deutſchland ſeine Waffen lediglich
zur Verteidigung der Freiheit und Selbſtändigkeit ſowie
der Unverſehrtheit ſeines territorialen Beſitzſtandes er-
griffen hat. Auch an der Schwelle des vierten Kriegs-
jahrs, ſo wird in der Kundgebung ausgeführt, erſtrebt die
Mehrheit des Reichstags einen Frieden der Ver-
ſtändigung und der dauernden Verſöhnung der Völker.
Solange die feindlichen Regierungen einen ſolchen Frieden
nicht zugeſtehen wollen, iſt das deutſche Volk und ſeine
Reichstagsvertretung entſchkoſſen, einmütig zuſammenzu-
ſtehen und den Kampf fortzuſetzen, bis die Rechte Deutſch-
lands und die ſeiner Verbiindeten geſichert ſind.

Man rechnet damit, daß dieſe Kundgebung, auch ohne
die Zuſtimmung dor Nationalliberalen, etwa 300 Stimmen
auf ſich vereinigen wird. Dieſe Mehrheit dürfte deshalb
eine ſo ſtattliche werden, da mit dem Anſchluß eines Teiles
der Deutſchen Fraktion in Frage kommen hauptſächlich
die chriſtlichen Gewerkſchafter ſowie der Polen, Elſäſſer.
Dänen und Welfen gerechnet werden kann.

Die von dem interfraktionellen Ausſchuß verfaßte Frie-
densreſolution wird als Antrag ſofort an das Plenum ge
bracht und zur namentlichen Abſtimmung geſtellt werden.
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Die preußiſchen Miniſter treten ab.
Ein endgültiges Ergebnis der Beratungen im Kron

rat iſt amtlich noch nicht bekanntgegeben. Aber es unter-
liegt ſachlich keinem Zweifel mehr, daß der Kaiſer bereit iſt,



cuf den von der Reichstagmehrheit geſchafferten Boden zu
treten.

Die Einwilliqung in das Angebot des Friedens ohne
Groberungen und Entſchädigungen liegt in der Richtung
des deutſchen Friedensangebots von 12. Dezember und iſt
ſeine logiſche Fortſetzung. Hierbei werden ernſte Wider
ſtände kaum zu überwinden ſein.

Auch dic Einbringung der Wahlreform, die das
gleiche, geheime und direkte Wahrrecht in
Preußen bringt, iſt durch den oben abgedruckten Erlaß
erledigt. Das preußiſche Geſomtminiſterinm
mit v. Bethmann- Hollweg an der Spitze hat ſeine
Entleſſung eingereichi. Darauf führt offenbar
das Gerücht zurück, der Reichskanzler habe demiſſioniert,
das bisher nicht richtig iſt.

Die Durchführung der Wahlreform gegen das
Dreiklaſſen- Parlament mit ſeiner konſervativen Mehrheit
und gegen das Preußiſche Herrenhaus wird freilich nicht
einſach ſein. Darauf bauen die Konſervativen und die
„ſchweren“ Nationalliberalen noc“ den Reſt ihrer Hoff-
nungen. Aber auch dieſe werden verfliegen. Auch das
gleiche Wahlrecht iſt für Preußen geſichert.

J

Die Parlamentariſierung.
Die meiſten Schwierigkeiten techniſcher Art bereitet

derllebergang zumParlamentarismus, weil ein verantwort-
liches Reichsminiſterium den Bundesrat ſachlich ausſchalten
und damit die deutſchen Einzelſtaaten ihres Einfluſſes auf

die Führung der Reichsgeſchäfte berauben würde. Das be-
dingt entweder umfangreiche Verfaſſungsänderungen, die

durch den Widerſpruch von 14 Stimmen im Bundesrat ge-
worfen werden könnten und dieſe 14 Stimmen finden ſich
einſtweilen noch. Oder die Parlamentariſierung beſteht nur
als Kriegsmaßnahme in der Uebertragung einiger wichtiger
Reichsämter an Parteiführer dann könnte nach dem Kriege
alles wieder in den alten Zuſtand der Einflußloſigkeit des
Volkes zurüickſinken.

Aus dieſem veinlichen Dilemma ſucht die jetzige Regie-
rung einen Ausweg durch Bildung einens Staats-
rats von etwa 15 Parteiführern, der in täglicher Arbeit
mit der Reichsleitung den Einfluß des Volkes auf die Reichs-
geſchäfte zur Geltung bringen ſoll.

Als Zwiſchenſtufe und Uebergangs zuſtand ließe
ſich vielleicht davon reden, wenn dieſer Staatsrat mit ſo weit

Entſcheidung des Reiches in Händen hat. Wenn nicht,
würde dadurch die jetzige Kriſe nur verſchleppt und einer
neuen heftigeren Kriſe der Boden bereitet werden.
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Und der Reichskanzler
So weit man im Augenblick von außen vlicken kann,

bleibt Bethmann- Hollweg vorläufig im Amt. Gerettet
hat ihn die Wut, mit der die Alldeutſchen ihn zu ſtürzen
ſuchten, um den Fürſten Bülow oder irgendeinen General
an ſeine Stelle zu bringen. War erſt Bethmann fort, dann
hofften ſie, den Kaiſer doch noch dazu zu bringen, daß er in
die Richtung des Eroberungskrieges und des innerpolitiſchen
Stillſtandes einlenke.

So iſt Bethmann der Bannerträger des Kampfes gegen die denten Eroberungspolitiker geworden. Er-
kennt Bethmann, was die Stunde von ihm forbvert, ſtüht
er ſich entſchieden auf die Linke und bekennt er ein klares
Programm, dann dürfte er vorläufig im Amt bleiben.

Womit nichts für die Zukunft geſagt iſt. Denn der Vor-
ſtand der Zentrumsfraktion hat ihm ſchon beſcheinigt, daß

bei denſie ihn nicht für den Mann hält, der Friedensver-
handlungen mitwirken könne. Kann er den Frieden nicht
paragraphieren, kann er ihn natürlich noch weniger herbei-
führen. Aber das Zentrum kann eventuell ſeine Auffaſſu nung
wieder ändern. Wir leben im Wirbel. Und wir leben in
einem raſenden Tempo.

Deshalb muß ſchon jfetzt g an z e Arbeit gemacht werden.
Ein Unglück für Deutſchland wäre es, wenn in letzter Stunde
doch noch Bedenken und Halbheiten das Werk ſtörten. Dann
würde, um mit den Worten des Reichskanzlers zu ſprechen,
Deutſchland geſtürzt in „innerpolitiſche Erſchütterungen,
deren Tragweite niemand zu überſehen vermag“, Die Ent-
ſcheidungsſtunde hat geſchlagen.

d
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Hinkende Boten.
Während die Reichstagsmehrheit Geſchichte ſchreibt,

und ſelbſt konſervative Männer ſchon einſehen, daß es weder
einen Stillſtand noch ein Zurück mehr gibt, kommen

20 Berliner h daher und erlaſſen eine Erklärung: „Wir würden es für ein
Unglück halten, wenn im Gegenſatz zu der kaiſerlichen
Oſterbotſchaft die endgültigen Beſchlüſſe ſchon während

gehenden Rechten ausgeſtattet wird, daß er wirklich die

Der Seekrieg.
Zwei deutſche Waſſerflugzeuge zerſtört?Reuter meldet: Wie die engliſche Admiralität bekanntgibt, meldet

der Kemmodore von Lowestoft, daß der bewaffnete Trawler „Jce-

land“ Montag zwei feindliche Waſſerflugzeuge
zerſtörte und vier Gefangene einbrachte.

Ein niederländiſches Schiff aufgebracht.
Das niederländiſche Fahrzeng „Roelfina“, von Bliſſingen nach
Dünkirchen unterwegs, iſt in der Nordſee von einem deutſchen
Unterſecboot aufgehglten und nach Zeebrügge aufgebracht worden.
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Die Stockholmer Vorbeſprechungen.
Aus Stockholm wird berichtet:
Jm Bulletin des allruſſiſchen Kongreſſes der Arbeiter und

iſt ein offizielles Communiqueé über die
n erſchienen, die die ruſſiſchen Delegier-

Soldatenräte

Beratunge
ten zur Frage der internationalen Konferenz mit den Ver-
tretern der deutſchen ſozialdemokratiſchen Par-
tei, der Unabhängigen ſozialdemokratiſchen Partei, der öſter-
reichiſchen und der ungariſchen ſozialdemokratiſchen Partei hatten.
Hierbei wurde feſtgeſtellt, daß die Unabhängige ſozialdemokra-

Partei Deutſchlands die im Aufruf vom 25. April aufge
Plattform des Arbeiterrats vollſtändig billigt und daß ſie

an einer gonfereng teilzunehmen. Auch der Vertreter

tiſche

ſtellte
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der ungariſchen ſozialdemokratiſchen Partei, Weltner, er-
klärte, daß ſeine Partei die Plattform und die Einladung des
Arbeiterrats zur Konferenz annimmt.

Jm r der ſozialdemokratiſchen Partei Oeſterreichs er-
klärte Viktor Adler, daß die Konferenz nach ſeiner Mei-nung dringend notwendig ſei, und daß ſie zweifellos das ſtarke

Streben aller Völker zum Frieden widerſpiegeln werde. Adler
hält es nicht für zweckmäßig, jetzt lange Denkſchriften zuſammen-
zuſtellen oder beſondre Plattformen auszuarbeiten; es genüge
der Wunſch, zuſammenzukommen und ſich unter dem Friedens-
banner zu vereinen. Wenn aber die ruſſiſche Delegation ver-
langt, daß ihre Plattform in einer beſtimmten Erklärung aus-
drücklich angenommen werde, ſo erklärt Adler ſein Einver
ſtändnis mit dieſem Programm. Die öſterreichiſche Sozial-
demokratie ſei bereit. allgemeinen Beſchlüſſen der Konferenz
Folge zu leiſten. Solche Beſchlüſſe werden eine neue Lage
ſchaffen. Wenn er jetzt für die Kriegskredite geſtimmt hätte,
um ſein Einverſtändnis mit der Verteidigung des Vaterlandes
zu beweiſen, ſo iſt er bereit, nach der Konferenz dagegen zu
ſtimmen, vorausgeſetzt, daß ein allgemeiner Be-
ſchluß eine gleichärtige Haltung der ſozial-
iemokratiſchen Parteien ſichert.

Bei den Beſprechungen mit den Vertretern der deutſchen
ſozialdemokratiſchen Partei konnte Hermann Müller auf
dieſelben Fragen nicht bindend antworten. Er müſſe ſich erſt
über die Beſchlüſſe und Meinungen der leitenden Parteiſtellen
unterrichten. Müller reiſte nach Berlin, um mit den Zentral-
ſtellen der Partei und den Gewerkſchaften das Problem zu be-

ſprechen. Die Konferenzen der ruſſiſchen Delegation mit dem

des Kriegszuſtandes gefaßt und ins Werk geſetzt würden.“

Was der Krieg
holländiſchſkandinaviſchen Komitee berührten hauptſächlich Fra-
gen der praktiſchen Organiſation der geplanten Konferenz und
ſind noch nicht abgeſchloſſen.

Die ruſſiſche Delegation hat auch Beratungen mit der Ber-
ner Kommiſſion und dem Bürgermeiſter Lindhagen.

Alle Beratungen trugen ausgeſprochen freundſchaft-
lichen Charakter. Die Delegation kann mit größter Ge-
nugtuung feſtſtellen, daß ihre Sendung auf vollen Erfolg rechnen
kann. Der größte Teil ihrer Mitglieder geht in kürzeſter Zeit
nach London und Paris und womöglich auch nach Jtalien.

Das Bulletin meldet weiter, daß Karl Liebknecht und
Friedrich Adler in das Exekutivkomitee des allruſſiſchen
Kongreſſes der Arbeiter und Soldatenräte gewählt worden ſeien.

Zu Verhandlungen mit den Zimmerwaldern treffen Mar-
tinow und Jermanſki aus Petersburg ein.

Durch Frankreich und England.
Uns wird der folgende Brief eines Neutralen übermittelt:
Jch war nur wenige Wochen in England und konnte doch

großen Unterſchied in der Stimmung des Volkes in
England und in Frankreich feſtſtellen. Auch England leidet
ſchwer, aber es leidet mit dem Bewußtſein, durchhalten zu kön-
nen. Jn Frankreich fehlt dieſes Bewußtſein. Hier ſchwindet
die Hoffnung mehr und mehr. Man lebt in Stumpfheit und
Dumpfheit dahin. Die einen hält der Haß gegen die Feinde
aufrecht, die andern haſſen den Feind und die eigne Regierung
gleichermaßen und verlieren in dem Gefühl des Verärgertſeins
das Auge für die täglichen Notwendigkeiten; wieder andre geben
ſich der Verzweiflung ganz und gar hin und gehen leiblich und
ſeeliſch zugrunde.

Anders der Engländer! Jhn läßt die Hoffnung auf
Beſſerung oder Sieg auch in den ſchlimmſten Stunden nicht im
Stich. Jch müßte lügen, wenn ich während meines Aufenthalts
in London, Mancheſter, Glasgow, Edinburg und andern Haupt
orten der Großinduſtrie nur einen Briten gefunden hätte, der

Angſt vor der ungewiſſen Zukunft ſeines Landes verzwei-
felt wäre. Jm Geſpräch mit Arbeitern, Unternehmern, Tech-
nikern, politiſchen Perſönlichkeiten konnte ich keineswegs Sieges-
gewißheit heragushören. Viele, oder wohl auch die Mehrheit,
hatten große Zweifel, ob der Feind beſiegt werden könnte. Die
meiſten ſprachen mit großer Achtung, ja auch mit Bewunderung
von dem Feinde, der ſo wenig Hilfe von außen hätte. „Aber
untergehen wird England auf keinen Fall, eher wird Deutſchland

untergehen. Und verhungern werden wir ſchon lange nicht.“
Jn ſolchen und ähnlichen Redewendungen kommt ein ſtar-

kes Selbſtbewußtſein zum Durchbruch. Wenn ich dann auf die
Lage Frankreichs, in dem ich ſeit Kriegsausbruch lebe, aufmerk-
ſam machte, zuckte der Engländer die Achſeln. „Wir können
nicht mehr tun, als ihnen Organiſation beibringen.“
Als unbeteiligter Beobachter muß ich feſtſtellen: Wenn die Fran
zoſen die engliſche Organiſation hätten, brauchten ſie heute nicht

den

aus

Profeſſoren haben wir nicht das Ve-.
Wer weiß, wer Franke,
Schulze, Stutz, Triepel

Möglich, daß ſie auf ihrem Fachgebiet
Tüchtiges leiſten; auf politiſch maßgebliches Urterl können

Von den 20
gnügen, die Mehrzahl zu kennen.
Holl, Joſſe, Kloß, Liebiſch, Lüders,
und Wedding iſt.

ſie keinen Anſpruch machen. Die andern ſind ſämtlich
uralte Herren, die noch in der Bismarck-Zeit leben: der
alte Gierke, Kohler, Wilamowitz-Möllendorf uſw. Es iſt
ſchlinm für ſie, daß ſie die neue Zeit nicht verſtehen, aber
von Bedeutung iſt es nicht, wenn ſie das öffentlich be
kunden.

Ein andrer Univerſitäts-Profeſſor, Dietrich Schäfer
vom „Unabhängigen Ausſchuß für einen deutſchen Frie.
den“, bricht in ein großes Gejammer aus, der Verzichtfriede,
das heißt, Friede ohne Eroberung, ſei gleichbedeutend m
der Vernichtung des Vaterlandes und insbeſondere ſeines
Arbeiterſtandes.

Das kann Schäfer ruhig den Arbeitern ſelbſt zur Be
urteilung überlaſſen. Auch die Sorge darum, daß die
Kämpfer an der Front jetzt nicht mitentſcheiden kwunen. wi
Deutſchland nen eingerichtet werden ſoll, iſtWir haben gar nichts dagegen, daß an der Front über V

ches oder ungleiches Wahlrecht abgeſtimmt wird. Das Er.
gebnis kennen wir freilich auch ohne Abſtimmung ſchon.

Der Beratungsplan des Reichstags.
r Aelteſtenausſe e des Reichstags hielt am Mittwoch

eine Zuſammenkunft ab, um ſich erneut ſchlüſſig zu werden
über die geſchäftlichen Dispoſitionen der nächſten Tage.

Die Mehrheit entſchied, daß der Donnerstag ſitzungs-
frei bleiben ſolle. Am Freitag ſollen das Schiffahrtsgeſeh
in zweiter und dritter Leſung, ebenſo das Geſetz über die
Gefangenenfürſorge endgültig verabſchiedet werden. De
Donnerstag ſoll ganz den Verhandlungen in den Fraktionen
vorbehalten ſein.

Am Sonnabend ſoll dann der Bericht des Haupt-
ausſchuſſes über äußere und innere Politik zur Debatte ge
ſtellt werden. Jn Verbindung damit ſoll die erſte Leſung
der Kreditvorlage fortgeſetzt werden. Ob es gelingen
wird, dieſe große politiſche Debatte an einem Tage zu Ende
zu führen, iſt nicht anzunehmen.

Dieſer Plan läßt ſich auch nur dann durchführen, wenn
die Entichläſſe der Regierung über die deutſche PReuordnun
im Laufe des Donnerstag gefaßt werden.

bringt.
gegeben, ſich das Organiſatjonstalent anzueiganen. Sie haben es
nicht erlernt und werden es auch nie erlernen. Und darum ſind
ſie in der Erkenntnis von der Unfruchtbarkeit ihrer Bemühungen
tief bie zur Verzweiflung bedrückt. Sie haben befähigte En
länder und Amerikaner zur Unterſtützung im eignen Lande,
dieſe Mitwirkung reicht nicht aus. Ohne ſie wäre Frankr.
allerdings heute ſchon niedergeſchmettert.

Das Geheimnis des Erfolgs im engliſchen Dur
halten beruht nach meinen Erfahrungen einzig und allein
der Organiſation. Dort bleibt keine einzige menſchliche
oder tieriſche Kraft ungenützt oder müßig.. Kein Fleckchen Land
bleibt brachliegen. Alle größeren Parke im Jnnern von Lor
don ſind bis auf verſchwindend geringe Flöchen für den
müſebau, für Nutzungen uſw. in den Dienſt des Krieges geſt
worden. Jn Frankreich liegt auch heute noch trotz allen Nöten
infolge der UBoot Gefahren mindeſtens ein Drittel beſten Acker
bodens von Parkgelände ganz zu ſchweigen vollkommen un
bebaut. Wenn die Engländer in Frankreich nicht auch nach dieſer
Richtung im Frühjahr eingegriffen hätten, ſähe es noch weit
ſchlimmer aus. Jn Paris jammert man: keine Landarbeiter
kräfte! Landflucht! Streik der kriegsgegneriſchen Bauern! Man
jammert und ſchreit, legt aber die Hände in den Schoß
nachdem man der Bureaukratie neue Arbeit gegeben hat. Mat
ſchimpft auf die BVureaukratie, erwartet jedoch von ihr alles Heil
Der Franzoſe iſt Fataliſt geworden. Oder er hat nicht mehr die
Kraft, ſich aus ſeiner Lethargie aufzuraffen.

Der Engländer faßt die Sache ſofort von de
praktiſchen Seite an. Er hält ſich nicht erſt lange mit Klo
gen und Anklagen auf. Die Arbeit der Bureaukratie ſpiel bei
ihm eine ganz untergeordnete Rolle. An landwirtſchaftlichen
Kräften fehlt es in England noch weit mehr als in Frankreid,
und doch wird mehr geſchafft und dementſprechend auch erreid.
Der Brite läßt die andern arbeiten, die Farbigen aller
Zonen; er ſelber organiſiert und beaufſichtigt. Der Franz
hat ebenſoviel, wenn nicht gar noch mehr Farbige zu ſeiner Ver
fügung. Aber er verſteht nicht zu organiſieren und zu beaufſit
tigen. Bei ihm geht alles drüber und drunter. Bei ihm ver
wildern die Farbigen vollends und werden zu Verbrechern, die
zum Schrecken und zur Geißel der Landesbewohner werden. De
Engländer bringt in ſeinem eignen Jntereſſe ſeinen Schwarze
und Gelben zuallererſt Mores bei. Dann beutet er ſie a
Jn England ſind die Farbigen zahm und ducken ſich. Jn Fran
reich ſind ſie frech geworden, faulenzen, weil ſie ſich nicht beauß
ſichtigt ſehen, verlumpen, verkommen. Kein Geiſtilicher würde
ſich um ſie kümmern. Jn England kommt auf mindeſtens
500 Farbige ein Miſſionar, der aus den Kolonien herbeigebo
worden iſt, nicht ſowohl zum Zwecke des Seelenheils dieſer Her
denkinder, als vielmehr zum Zwecke des eignen Landesheils.

Religion im Dienſte des Staates, Dreſſur, Abrichtung, Diſgiplit
das gehört mit zur Organiſation. Hunderte und Tauſende vo
Franzoſen ſind hinübergeſchickt worden, um es den Engländes
abzugucken. Von einer Nutzanwendung des Geſehenen iſt ab
in Frankreich nichte zu merken.

Jch war zugegen, als man aus Jtalien vor drei Monat
zu verzagen. Sie haben ſich in drei Jahren alle redliche Mühe 12 000 allerbeſte Arbeitskräfte bekam., W h
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ſchickte man ſie zurück. Man wußte mir ihnen nichts anzufangen.

Nicht etwa, weil die Italiener nichts arbeitsfähig waren, ſon-
dern weil keine Organiſation zur Verteilung der Kräfte de war.

„m“

Die Ernte gefährdet.
Dasſelbe franzöſiſche Blatt, das am 17. Mai d. J. einen

„Aufruf an das deutſche Volk“ mit dem kategoriſchen Erſuchen
gerichtet hat, ſofort die Waffen zu ſtrecken, wofern es nicht aus
Frankreichs Händen ſein Todesurteil entgegennehmen wolle,
ſchreit 6 Wochen ſpäter ſein lautes „Zu Hilfe!“ in die Welt
hinaus:

Unſre Ernte geht dem Verderben entgegen.
Die Landflucht wird fürchterlich. Wirkungen ſind nicht
wieder gutzumachen. Mindeſtens 200 000 Menſchen hatte man
für die Frühjahrsbeſtellungen nötig. Aber durch den Abgang der
Jahresklaſſe 1918 und durch Nachmuſterungen iſt der Mangel um
weitere 160 000 Mann gewachſen. Seit Anfang d. J. hat die
Landwirtſchaft nur 74 000 Mann aus den Jahresklaſſen 1888
zurückerhalten, ferner 3000 Kriegsgefangene und 40 000 Hilfs-
träfte. Wir haben aber unbedingt 300 000 Mann Arbeitskräfte
für die Erntearbeiten nötig.

In Wirklichkeit iſt der Mangel noch weit erheblicher. Unſre
Bäuerinnen, die ſonſt ſo ſtark ſind, haben ſeit dem Kriege Furcht-
bares durchgemacht. Viele haben ihr Arbeitsvieh ver-
kauft und die Aecker verlaſſen. Andre ſind in die Ge-
ſchoßwerkſtätten gegangen. Die Zurückgebliebenen ſind mut-
los geworden. Die Ent völkerung der Ortſchaften macht
immer größere Fortſchritte. Daher wird die Frage der Er-
nährung der Stadtbe völkerung immer ſchwie-
riger. Mit den bloßen Einſchränkungen kommen wir zu keiner
Löſung. Und doch iſt eine ſolche im Jntereſſe der Bürgerſchaſt
ebenſo wie der Landbewohner unbedingt nötig.

Um den Frauen auf dem Lande Mut zu machen und Ver-
krauen einzuflößen, hat die Kammer verſchiedene Maßnahmen
ergriffen. Aber die Notwendigkeit derſelben hat man noch nicht
genügend begriffen. Man darf nicht in die alten Fehler ver-
fallen. So kann es unmöglich weitergehen. Das Heu iſt be-

ſeinem Verderben ausgeſetzt geweſen, weil es an Arbeits-
kräften fehlte. Der Kriegsminiſter hatte Landwirte aus der
Jahresklaſſe von 1890 zu ſchicken verſprochen. Aber nichts iſt bis-

her geſchehen. miniſteriellen Verſprechungen
ſind nicht gehalten worden von den Kanzleien, die
Rundſchreiben vorbereiten. Die Preſſe darf nicht gleichgültig
bleiben. Das Heu geht zugrunde, aber ſelbſt die ganze
Ernte iſt gefährdet. Man forderte öffentlich auf: Sät
Getreide! Doch zu welchem Zwecke, wenn die Ernte unmöglich
iſt? Die Lage iſt ſchwer.

Die
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So ſchreibt der Abgeordnete Jean Durand im Pariſer
Matin“. Auch die Franzoſen ſehen der Ernährungsfrage bang
enigegen. Dadurch wird für uns zwar kein Brot gebacken, wohl
ber die Erkenntnis gewonnen, daß die Kriegsbereitſchaft drüben
auch ein natürliches Ende nehmen muß.

c

Moderner Städtekrieg.
Als der diesjährige Wirtſchaftsplan für Obſt und Gemüſe

bekanntgegeben wurde, der als beſondere Neurung die Liefe-
rungsverträge der Gemeinden brachte, wurde von
uns ſchon darauf hingewieſen, daß damit weder die Preistreiberei
noch andre ſchöne Begleiterſcheinungen des berühmten Spieles
der Kräfte ausgeſchaltet würden. Wo früher Händler ſich gegen-
ſeitig zu verdrängen ſfuchten, machten es nunmehr Gemeinden.

De 90 d JDie Wirkung bleibt die gleiche und die Konſumenten bezahlen
wieder die Koſten des Konkurrenzkampfes. Welch erbauliche
Formen der vorausgeſagte Kampf der Städte um Kohl und Ge-
muſe angenommen hat, das geht aus folgendem „Schlachtbericht“
der „Koblenzer Volkszeitung“ hervor:

Daß Koblenz heute als erſte Stadt des Weſtens mit
neuen Kartoffeln aufwarten kann, das iſt die Folge eines
ſchlaue n S t reiche s übrigens eines ganz geſetz und
ordnungsmäßigen. Wir, das heißt die Stadt Koblenz, haben
namlich mit einer durch Frühgemüſezucht bekannten
troßern Gemeinde im Landkreis Köln einen ſogenannten
Lieſerungsvertrag abgeſchloſſen, nach dem wir die ganze Ernte
zu beſtimmten Preiſen im voraus übernommen haben. So
erhalten wir alſo ſeit geraumer Zeit ſchon Gemüſe und nun
auch die Kartoffeln. Freilich, leicht iſt's nicht geweſen, uns
die Veute zu ſichern. Es hat Kämpfe abgeſetzt mit allerhand
Inſtanzen, die das ſchöne Werk zu durchkreuzen verſuchten.
Wir ſind Sieger geblieben, weil der Vertrag mit allen Schanz-
werken der Vorſicht ausgeſtattet war. Unſre lieben Nachbarn
in Köln aber ſind fuchsteufelswild geworden, als am
letzten Sonntag die Koblenzer Erntekolonnen, darunter die
obern Klaſſen des Realgymnaſiums, in Schlachtordnung an-
rückten und in fröhlichem Wetteifer gruben und ſchafften und
wühlten und rafften, den Kölner Heinzelmännchen zum Trotz,
und ſich diebiſch freuten, den Kölnern die gute Beute förmlich
oud dem Munde zu reißen.

Das war eine abenteuerliche Geſchichte. So mit Sack
und Pack losrücken, abends ſpät anfommen, in ſehr urſprüng-
lichen Gemächern, wie Maſchinenhallen, Ställen, Scheunen, auf
ſelbſtgeſtopften Strohſäcken übernachten und morgens dann
zum emſigen Schaffen ausziehen, mittags das aus mitgebrach-
ten Beſtänden ſelbſtgekochte Mahl mit ungewohntem, durch
Hunger gewürztem Appetit verzehren und abends die Freude
genießen, bereits einige Eiſenbahnwagen abrollen zu ſehen.
Es war auch die höchſte Zeit, ſonſt wäre uns alles durch die
Lappen gegangen.

So ein bißchen Schadenfrende gegenüber den Kölnern war
ja gewiß auch dabei, beſonders in Anbetracht des Umſtandes,
daß es gerade die Kölner waren, die uns in den letzten Mo-
naten durch ihren Schleichhandel den uns zuletzt als
Verſorgungsgebiet zugewieſenen Landkreis Koblenz ſo gründ-
lich abgegraſt hatten, daß wir die uns zugeſicherten Kartoffel-
mengen nicht mehr erhalten konnten. So miſcht ſich in die
ernſteſten Dinge immer wieder ein Bröckchen unfreiwilligen
Humors. Dem ungeſetzlichen Hamſtertreiben der Kölner im
tleinen ſetzen die Koblenzer eine geſetzliche Hamſterfahrt im
großen entgegen.

Wirklich, das war eine „abenteuerliche Geſchichte“, ſo aben-
teuerlich, wie die ganze Gemüſeverſorgung. Das Abenteuer der
Koblenzer hat dazu geführt, ihnen „die Beute zu ſichern“, wohin
das Gemüſeabenteuer des Volkes in den deutſchen Städten führt,
müſſen wir noch abwarten. Unſer „olner Parteiblatt bringt den

Jubelſchrei der „Koblenzer Volkszeitung“ und überſchreibt ihn:
„Das Frohlocken der Sieger“. Derartige Siege, wie die Kob-
lenzer einen erfochten haben, ſind vielleicht auch zu gebrauchen,
warum auch nicht. Die Reichsgemüſeſtelle kann mit ſolchen Er-
folgen nachweiſen, daß Städter zuweilen Gemüſe bekommen,
ſie brauchen nur mit allen „Schanzwerken der Schlauheit und
Vorſicht Hamſterfahrten im großen“ zu veranſtalten. Und wenn
ſich dabei aus der Verſorgung ein bunter Wirrwarr entwickelt,
wenn Gemeinden nichts abbekommen, dann bleibt immer noch
der Ausweg eine neue Verordnung zu erlaſſen.

Die Stadt Köln hat auch mit einer andern Nachbarſtadt
ſchlechte Erfahrungen gemacht. Die Stadt Eſſen hat im Vor-
gebirge bei Köln, einem Gemüſeparadies, den Erzeugern Preiſe
geboten, die weit über die Reichshöchſtpreiſe gingen,
und als die Stadt Köln Erfüllung der abgeſchloſſenen Verträge
auf Grund der Höchſtpreiſe verlangte, bekam ſie nichts. Es
ergab ſich u. a., daß die Obſtpreiſe um das Doppelte überſchritten
worden waren, und man war genötigt, den gleichen Preis
zu bezahlen, um wenigſtens etwas zu erhalten. Die Städte
kommen demnach ſchon auf die Sprünge der Preistreiber
und ſcheuen ſelbſt Ueberſchreitung der geſetzlichen Höchſtpreiſe
nicht. Das iſt eine vortreffliche Reglung des Handels mit Ge-
müſe.

Gegen die Jenſur.
Reichstagsabgeordneter Genoſſe Ebert hat folgende

Kleine Anfrage im Reichstag eingebracht:
Laut Verfügung der Oberzenſurſtelle (Nr. 25674) iſt die

Verbreitung der Druckſchrift „Frieden der Verſtändigung,
Reichstagsrede von Philipp Scheidemann“
entgegen dem Artikel 22 der Reichsverfaſſung verboten
worden undz war mit dieſer Begründung:

Dem Rechte des Abgeordneten Scheidemann auf Be-
ktanntgabe ſeiner Aeußerungen im Reichstag iſt durch ſeiner-
zeitige Veröffentlichung der Reichstagsverhandlungen in der
geſamten Preſſe Genüge geſchehen. Die Rede unter-
liegt, wenn ſie aus dem Rahmen der Reichstagsverhand-
lungen herausgenommen und zu Propagandazwecken durch
Flugblattverbreitung verwertet werden ſoll, wie jede andre
Veröffentlichung den Zenſurbeſtimmungen. Da ſie
an zahlreichen Stellen gegen die geltenden Beſtimmungen
verſtößt, kann die beabſichtigte Verwertung nicht
geſtattet werden.

Die Annexioniſtenſchrift „Lehmanns Kriegsziele“ wird,
ungehindert von den Zenſurſtellen, im ganzen Staat in großen
Maſſen verbreitet.

Was gedenkt der Herr Reichskanzler zu tun, um dem ver-

letzten Rechte Geltung zu verſchaffen? Ebert.
Die Anfrage dürfte e Freitag im Reichstag mit er-

ledigt werden.

S

Notizen.
Der Preußiſche Landtag. Einer Korreſpondenz zufolge tritt

der Preußiſche Landtag vorausſichtlich am 9. Oktober wieder
zuſammen. Das am Widerſtand des Herrenhauſes geſcheiterte
Wohnungsgeſetz, verbunden mit dem Bürgſchaftsſicherungs-
geſetz, werde dem Landtag zur Beratung vorliegen. Ob auch
das vielumſtritiene Fideikommißgeſetz dem Landtag nochmals
unterbreitet werde, ſei zurzeit noch nicht entſchieden. Den wich-
tigſten Verhandlungsſtoff des hoffentlich letzten preußiſchen Drei-

klaſſenlandtags werde neue Wahlreformvorlage
bilden. Der Haushaltplan für 1918 werde dem Landtag im Ok-
tober noch nicht vorgelegt. Das Herrenhaus ſoll ſeine Tätigkeit

die

erſt im Dezember wieder aufnehmen, ſofern nicht entſcheidende
Gründe für eine frühere Tagung auftreten

Von ihren eignen Landsleuten getötet vder verwundet.
Die Zahl der bei feindlichen Artillerie- oder Fliegerangriffen ge-
töteten und verwundeten Einwohner der beſetzten Gebiete in
Frankreich und Belgien hat ſich im Monat Juni 1917 wieder be-
trächtlich erhöht. Es wurden getötet 12 Männer, 24 Frauen und
3 Kinder und verwundet 39 Männer, 26 Frauen und 18 Kinder.
Nach den Zuſammenſtellungen der „Gazette des Ardennes“ ſind
nunmehr ſeit September 1915, alſo innerhalb der letzten 21 Mo-
nate, insgeſammt 3078 friedliche franzöſiſche
und belgiſche Einwohner in den von uns beſetzten Ge-
bieten Frankreichs und Belgiens Opfer der Geſchoſſe ihrer eignen
Landsleute geworden.

Vieh iſt Gegenſtand des täglichen Bedarfs. Die
Elberfelder Strafkammer hat wie einige Zeitungen berichteten
einen Schlächtermeiſter, der beim Verkauf lebenden Viehes ſich Wucher
preiſe hatte zahlen laſſen, freigeſprochen mit der Begründung, daß
lebendes Vieh nicht zu den Gegenſtänden des täglichen Bedarfs gehöre.
Dieſe Entſcheidung ſteht im Widerſpruch mit der ſtändigen Uebung des
Kriegswucheramts und iſt auch mit der Rechtſprechung des
Reichsgerichts nicht vereinbar. Gegen das Urteil iſt daher auch Reviſion
eingelegt. Lebendes Vieh iſt ſtets zu den Gegenſtänden des täglichen
Bedarfs zu rechnen, wie dies in der Begründung zum Höchſtpreisgeſetz
ausdrücklich ausgeſprochen iſt, und fällt demgemäß unter die Verordnung
gegen Kriegswucher.

Das Urteil im Pofener Getreideſchiebungsprozeß. Der Ge-
treideſchiebungsprozeß gegen den Kaufmann Roman Filiſiewicz
und Genoſſen in Poſen iſt am Mittwoch zu Ende geführt worden.

Filiſiewicz wurge zu dreizehn Mon fängnis
und 255 498 Mark Geldſtrafe ve Der Angeklagte
Nowicki erhielt 6 Monate und 1 Woche Gefängnis und 13690

rurte iit.

Mark Geldſtrafe, der Angeklagte Piotrowſti 5 Monate Gefängnis

a I C NH c

und 13 490 Mark Geldſtrafe
r

Abgeordneter Spahn erkrantt. Jn der heutigen Frak-
tionsſitzung des Zentrums, die um 11 Uhr vormittags
ſtattfand, erkrankte plötzlich der Vorſitzende Dr. Spahn, nachdem
er ine längere Rede gehalten hatte. Fraktionsſitzung wurde
darauf aufgehoben. Abg. Spahn verblieb zunächſt im Fraktions-
zimmer. Zwei Aerzte,. die Abgeordneten Dr. Gerlach
Schatz, bemühen ſich um den Kranken, der

wußtſein verloren hat.

und Doktorw

daser zunachſt das B

Engliſcher Transportdampfer verfennt. J
Sperrgebiet um England wurde wiederum eine größere Antahl
Dampfer und Seglker verſenkt. Darunter befanden ſich der be
waffnete engliſche Transportdampfer „Armadaie“
(6153 Tonnen) mit Truppen, Munition und Proviant von
Liverpool nach Saloniki, italieniſcher Dampfer „Noſtra
Madre“ mit 940 Tonnen Mais von Amerika nach England und
ein großer unbekannter Dampfer, der aus Geleitzug heransge
ſchoſſen wurde.

Elſaß-Lothringen. JnLothringen im Sengatsausſchuß für auswärtige Angelegen
heiten erklärte Ribot: Wir haben ein unverfährbares Recht
auf Elſaß-Lothringen und können eine Volksgbſtimmung
nicht zulaſſen.

ſeiner Rede über Elſagß

Die Franzoſen für Volksabſtimmung in Elſaß-Lothringen.
„Times“ meldet aus Paris: Der mit der Beantwortung de
Fragen des holländiſch-ſkandinaviſchen Ausſchuſſes beauftrag
Ausſchuß der franzöſiſchen Sozialiſten hat ſeine Ant
wort am 5. Juli fertiggeſtellt. Sie betont Frankreichs „unbe
ſtreitbaren Rechtsanſpruch auf Elſaß-Lothringen“, erklärt ſich
aber mit der Rückſicht auf den Grundſatz des Selbſtbeſtimmung
rechts aller Völker damit einverſtanden, daß die Elſaß-Lothring:
über ihr Schickſal durch Plebiſzit entſcheiden. Das
Plebiſzit ſoll nach dieſem Vorſchlag unter der Kontrolle de
Nationen in dem dem Friedensſchluß folgenden
ſtallfinden.

Jahre

Die Kämpfe im Oſten. Jn den Karpathen hält, der
Wiener Heeresbericht zufolge, die regere Gefechtstätig-
keit an. Südlich des Dujeſtr wurden die Bewegungen der
verbündeten Truppen ohne Störung durch den Gegner
vollzogen. Die Abendberichte der beiden Heeresleitungen melden
übereinſtimmend, daß ſüdlich des Dunjeſtr deutſche und öfter-
reichiſch- ungariſche Truppen an der Lomnica wieder in Ge-
fechtsfühlung mit den Ruſſen ſtehen.

Die Sozialiſtenkonferenz der Alliierten.
gemeldet: Das Vollzugskomitee der Arbeiterpartei hat
Vertretern in der engliſchen Abteilung Jnternationalen
Sozialiſtenburcaus gaufgetragen, für die Einberufung einer Kon-
ferenz der ſozialiſtiſchen Parteien in den alliierten Ländern zu
ſtimmen.

Aus London wird
ſeinen

des
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Der Weg zum Kriege. Wie „Kairi“ meildet,
dauern die Beſprechungen zwiſchen der griechiſchen und
ſerbiſchen Regierung über Erneurung des zwiſchen den
beiden Ländern abgeſchleſſenen Vertrags an. Der Vertrag
ſoll verlängert werden und die Bande des Bündniſſes zwiſchen
Griechenland und Serbien moch enger knüpfen.

Am Dnujeſtr.
W. T. B. Großes Hauptquartier, 12. Jnli 1917.

(Amtlich.)
Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.
Der Angriff der Marine-Jnfanterie am 10. Juli ſtellt

einen ſchönen, großen Erfolg dar; der Feind hat Gegenangriffe
nicht zu führen vermocht.

Die Kampftätigkeit der Artillerien war geſtern in Flan
dern vor allem ſüdöſtlich von Ypern, an der Artvisfront, bei
Lens und Bullecourt geſteigert.

Mehrere Erkundungsunternehmen wurden von uns erfolg-
reich durchgeführt.

Bei Monchy ſtürmten Sturmtrupps eines hanſegtiſchen
Regiments unter wirkungsvoller Mithilfe von Flammenwerfern
eine Reihe engliſcher Gräben, aus denen eine größere Zahl
von Gefangenen zurückgebracht wurde.

Heeresgruppe Dentſcher Kronprinz.
In der Weſtchampagne und auf dem linken Magas ufer

entwickelten ſich im Laufe des Tages heftige Feuerkämpfe.
Einige Anfklärnngsgefechte endeten günſtig.

Heeresgruppe Herzog Albrecht.
Nichts Weſentliches.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Front des Generalfeldmarſchalls Prinz Leopold von Bayern.

Wieder war bei Riga, Smorgon und Baranowit-
ſchi die Fenertätigkeit lebhaft, auch bei Luzk und auf
dem oſtgaliziſchen Kampffeld ſchwoll ſie zeitweilig zu er
heblicher Stärke an. An der Schtſcharg wurden ruſſiſche Jagd
trupps, am Stochod ſüdöſtlich von Kowel feindliche Teilangriffe
zurüſckgewieſen.

Zwiſchen Dnjeſtrund Karpathen fühlten die Ruſſen
mit gemiſchten Abteilungen gegen die Lomnica ſtellung
vor: bei Kaluſz erreichten Vortruppen das Weſt ufer des Fluſſes.

Mazedvniſche Front:
Nichts Neues.

Der Erſte Generalquartiermeiſter
Ludendorff.

Ruſſiſcher Bericht.
Vom 10. Juli. Weſtfront: Südlich Brzezany heftig

Geſchützkämpfe. Jn der Richtung auf Dorinſt ſetzten die Truppen
des Generals Kornilow ihre Offenſive am 9. Juli in der Gegend
weſtlich Stanislau fort. Die öſterreichiſch- ungariſchen und
deutſchen Truppen leiſteten ihnen kräftigen Widerſtand und mach-
ten er bitterte Gegenangriffe.

Die hartnäckigſten blutigen Kämpfe ſpielten ſich auf den

S 5 2 40 9 Bar 142Straßen nach Galitſch in der Gegend der Dörfer Kutzuſka. Pat-
zikow und Paveltſch ab. Jn den Straßen dieſes letztern Dorfes
fand ein Nahkampf ſtatt, der mit
Feindes endete. Gegen Abend erreichten unſre Trup
pen n Lukowitzafluß. Nachdem ſie die Dörfer Vie-
torow, Naidam, Hutzuſkg und Ratzikow beſetzt hatten, trat der
Feind den Rückzug gegen den Lomnitzafluß an.

Jn den Kämpfen am 9. Juli machten wir über 1000 öſter-
reichiſche und deutſche Gefangene und erbenteten drei Feldge-
ſchütze, viele Schützengrabenwerkzeuge, Maſchinengewehre und
eine große Menge techniſchen Kriegswertes. Die Haltung und
der Mut unſrer Truppen waren unvergleichlich, die Offiziere
überall voran.

Als das Ergebnis dieſer beiden Tage der Offenſive weſt-
lich Stanislau drückten wir die Stellungen des Feindes auf
einer Front von 20 Werſt bis zur Tiefe von 4 bis 10 Werſt ein.
(Eine Werſt iſt gleich 1067 Meter. Red. d. „V.“.) An den übrigen
Front Gewehrfeuer und Fliegertätigteit. An der rumäniſchen
und Kaukaſusfront iſt die Lage unverändert.



Aus der Parteibewegung.
Für den Frieden und innere Reformen.

Die Kreisverſammlung des zweiten württembergi-
ſchen Wahlkreiſes nahm am letzten Sonntag Stellung
zur politiſchen Lage. Der Abgeordnete des Kreiſes, Genoſſe Keil,
beleuchtete die Politik der Reichsleitung, die nach außen in den
letzten Monaten eine Reihe ſchwerer Fehler aufgehäuft, nach
innen durch ihr Zögern mit der Neuordnung das Mißtrauen des
Volkes geſteigert habe. Friedensarbeit könne nur erfolgreich
fortgeſetzt werden, wenn die Regierung ſich auf den Boden unſrer
Friedensformel ſtelle. Vor allem aber müſſe eine freiheitliche
Zukunftsentwicklung ſchon jetzt ſichergeſtellt werden. Jn dem-
ſelben Sinne ſprachen ſich zahlreiche Diskuſſionsredner aus und
einmütig gelangte folgende Entſcheidung zur Annahme:

„Die Generalverſammlung des 2. württembergiſchen Wahl-
kreiſes iſt in Uebereinſtimmung mit ihrem Abgeordneten Keil
der Ueberzeugung, daß der Zeitpunft zu einer klaren Entſchei-
dung der Reichsregierung in den großen Fragen der auswärtigen
und der innern Politik gekommen iſt. Nur ein unzweideutiges
Bekenntnis zu einem Frieden ohne gewaltſame Ge-
bietser werbungen und Entſchädigungen bietet
die Möglichkeit, dem Völkerbluten bald ein Ende zu bereiten, und
nur die Verankerung der Neugeſtaltung der innerſtaatlichen Zu-
ſände unter ſofortiger Einführung des parlamentariſchen
Regierungsſyſteme und Gewährung des gleichen Wahl-
rechts in allen Bundesſtaaten gibt unſerm Volte die Kraft zur
Abwehr der äußerſten feindlichen Anſtrengungen und das Ver-
trauen in eine freiheitliche Zukunftsentwicklung. Die Verſamm-
inng erwartet von der ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion,

Die

lage abhängig macht von den Erklärungen der Reichsregierung
zu dieſen Schickſalsfragen des deutſchen Volkes.“ Zum Partei-
tagsdelegierten wurde Genoſſe Fiſcher (Kannſtatt) gewählt. Die
Wahlkreisorganiſation iſt trotz der großen Zahl der Einbe-
rufungen noch intakt. Es ſind noch rund 1500 zahlende Mit-
glieder vorhanden.

Stellungnahme zum Parteitag.
Die Vertrauensleute der Parteiorganiſation des dritten

Hamburger Reichstags wahlkreiſes beſchäftigten
ſich am Sonntag mit dem bevorſtehenden Parteitag. Der Vor-
ſitzende, Genoſſe Große, ſchilderte die Entſtehung der Oppoſi:ion
und ihr Treiben bis zur Spaltung, däbei ſcharf hervorhebend,
daß die allzu weitgehende Duldſamkeit der Partei den Erfolg die
ſer Treibereien direkt begünſtigt habe. Er beantragte, daß der
Parteivorſtand und die Kontrollkommiſſion ergänzt und neu-
gewählt, aber auch mit größern Befugniſſen gusgerüſtet werden,
damit ſie nicht Mitglieder in ihrer Mitte zu dulden brauchen, die
keine Parteibeiträge zahlen oder ſonſt die Partei ſchädigen.
Ebenſo ſoll der Parteiausſchuß die Befugnis erhalten, nicht nur
über wichtige politiſche Fragen und Einrichtungen, die die Par-
tei dauernd belaſten, mit dem Parteivorſtand zu beraten, ſon-
dern auch zu beſchließen. Bei vorzeitigem Ausſcheiden von
Mitgliedern der Kontrollkommiſſion oder beim Bekanntwerden
von Tatſachen, durch die Mitglieder des Parteivorſtandes oder
der Kontrollkommiſſion einer parteiſchädigenden Handlungs'veiſe
überführt werden, ſoll der Parteiausſchuß das Recht der Amts
entſetzung bzw. Erſatzwahl erhalten. Die Redaktion der
„Neuen Zeit“ ſoll alsbald neu beſetzt werden.
Die Vertrauensleute ſtimmten dieſer Anträgen zu. Der dritte
Hamburger Wahlkreis wird in Würzburg durch ſechs Delegierte

daß dieſe ihre Entſcheidung über die neuſte Kreditvor- vertreten ſein.

Jn der Distkuſſion wurde noch übereinftimmend zum Aus
druck gebracht, der Parteitag möge ſich möglichſt wenig mit der
Oppoſition beſchäftigen, keine langen Erörterungen über die Ur
ſachen der Spaltung zulaſſen, ſondern poſitive Gegenwartsacbei
ieiſten. Unbedingt feſtzuhalten ſei an der Politik des 4. Auguſt
1914; doch müſſe dieſe Politik endlich greifbare Geſtalt anneh,
men. Die Spaltung werde bald überwunden
ſein, wenn man die Streitigkeiten den Partei
gelehrten überlaſſe, den Maſſen aber beweiſe, daß die
Partei für ihre Jntereſſen arbeitet

Kleine Chronik.
Die Schweineſchiebungen auf dem Rittergut Düppel.

Zu der Verhaftung des Adminiſtrators des Prinzen Fried,
rich Leopold von Preußen auf dem Rittergut Düppel be
Wannſee, von Eberſtein, wird weiter gemeldet, daß ſeit
April dieſes Jahres 138 Schweine durch Schleichhan-
del von dem Rittergut, hauptſächlich an größere Reſtaurants in
Wannſee verkauft worden ſind. Jn den betreffenden Gaſtwirt.
ſchaften ſoll die Portion Schweinebraten mit 6 Mark ohne Fleiſch-
karten an die Gäſte verabfolgt worden ſei.

Zechenexploſion bei Gelſenkirchen.

Durch eine Exploſion auf der Zeche Pluto bei Gelſen;
kirchen wurden acht Bergleute getötet, 13 ſchwer, ſech:

Jnm Intereſſe der Feuerſicherheit wird auf die nachſtehenden
Beſtimmungen der Polizeiverordnung vom 6. März 1914 über das
Verhalten bei Waldbränden und die Bekanntmachung des Herrn ſtell
vertretenden Kommandierenden Generals des IV. Armeekorps vom
2. Mai 1916 beſonders hingewieſen

5 1.
Jreder, der einen Waldbrand wahrnimmt, iſt zur Dämpfung des

ſelben oder, wenn eine ſolche aus Mangel an zureichenden Mitteln nicht
ſofort ausführbar iſt, zur Meldung ſeiner Wahrnehmungen im nächſten
bewohnten Hauſe oder Orte verpflichtet.

Iſt das betreffende Haus an das Fernſprechnetz angeſchloſſen ſo
iſt die Nachricht wenn möglich. durch Fernruf an die nächſte Gemeinde
oder Polizeibehörde und an den zuſtändigen Forſtbeamten weiterzugeben.

S 2
Zur Hilfeleiſtung bei einem Waldbrande ſind alle feuerlöſch-

pflichtigen männlichen Bewohner der Umgegend bis auf 10 km Ent-
fernung von der Brandſtätte verpflichtet.

S 3.
Sobald in einer Gemeinde ein Waldbrand wahrgenommen oder

durch Nachricht von auswärts bekannt wird, muß Feuerlärm gemacht
werden.

S 4.
Auf den Feuerlärm hin haben ſich die feuerlöſchpflichtigen Mann
ſchaften gegebenenfalls unter Führung ihres Befehlshabers mit
Aerten, Beilen, Spaten, Schaufeln, Hacken verſehen nach der Brand
ſtätte zu begeben und bei dem Leiter der Löſcharbeiten zu melden.

Dieſelbe Verpflichtung liegt auch den Bewohnern einzeln gelegener
Güter, Mühlen uſw. ob, ſobald bei ihnen ein Waldbrand wahrgenommen
oder gemeldet wird.

g 5.
Die zur Hilfeleiſtung Erſchienenen ſind verpflichtet, nach Anweiſung

des das Löſchgeſchäft Leitenden ſo lange tätig zu ſein, bis ſie aus
drücklich entlafſen werden.

S pp.S 10.
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Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung in Verbindung
mit S9b des Gefetzes über den Belagerungszuſtand und dem Geſetz vom
11. Dezember 1915 betreffend die Abänderung des Geſetzes über den
Belagerungszuſtand wird im Jntereſſe der öffentlichen Sicherheit
verordnet:

Verboten iſt für die Zeit vom 15. Mai bis 31. Oktober das
Rauchen und Feueranmachen in Forſten und Wäldern einſchließlich
aller hindurchführenden öffentlichen und nichtöffentlichen Wege ſowie
außerhalb der Waldgrenzen in einer Entfernung bis zu 30 Meter.

Das Verbot des Feueranmachens bezieht ſich nicht auf die in
Forſten und Wäldern beruflich tätigen Perſonen, wie Waldarbeiter,
Köhler, Förſter uſw.

Aufgehoben werden die Bekanntmachungen vom 16. Juni 1915
und vom Juli 1915 über das Rauchen und Feuermachen in Forſten uſw.

Zuwiderhandlungen werden, ſoweit die beſtehenden Geſetze keine
höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit Gefängnis bis zu einem Jahre
beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann auf Haft oder
Geldſtrafe bis 1500 Mark erkannt werden.

Halle, den 11. Juli 1917. Die Polizeiverwaltung.
Es ſtehen als Hühnerfutter

Geflügelgebäck,
einige Zentner Fettgrieben,

Ausputzgerſte,
d Miesmuſchelmehl,

Knochenkraftfutter
defekte Erbſen und
Wicken

zur Verfügung. Die Abgabe erfolgt gegen Bezugsſcheine, die im
Dienſtgebäude,

Dreyhauptſtr. 6, Zimmer 52, vorm. von 8 bis 1 Uhr
ausgefertigt werden, und zwar für Namen von Geflügelhaltern mit den
Anfangsbuchſtaben

M am 13. Juli, N O am 14. Juli,
R 16. Sa-Schm 17.Schn--Sr 18. St T 19.U W 2 z und A 21.B e 23. C 2 7F G 25. Ha He J 26.HiJ 27. Koe 25Mitglieder von hieſigen Tierzüchter- Vereinen erhalten, ſoweit

dieſen Vereinen Futtermittel unmittelbar üverwieſen worden ſind, keine
Bezugsſcherne.

Diejenigen Tierhalter, die an den vorbezeichneten Tagen die
Bezugsſcheine nicht abholen, können dieſe erſt nach dem 28. Juli d. J.
erhalten.

Halle. den 10. Juli 1917. Der Magiſtrat.

in allen Preislagen und Ausführungen vorteilhaft

in Kauſhans H. Elkan, Leipziger ötraße 87

Bekanntmachung
Ausſaat von Kartoffeln betreffend.

In Ergänzung der Bekanntmachung vom 7. d. M. wird hiermit
angeordnet, daß die Meldung über die Ausſaat von Kartoffeln
nicht unr von denjenigen Perſonen zu erſtatten iſt, welche
das Saatgut aus eignen Beſtänden entnommen, ſondern auch
von jenen, die die Saatkartoffeln ganz oder zum Teil von
andrer Seite bezogen oder bekommen haben.

Ausgenommen von der Meldung ſind nur diejenigen,
welche das Saatgut vom Bunde zur Erhaltung und Mehrung
der deutſchen Volkskraft oder vom Ein und Verkaufsverein
des Bauernvereins bezogen haben.

Die Meldung iſt binnen 2 Tagen zu erſtatten und ſind Vor
drucke im StadtErnährungsamt, Marktplatz 22, Zimmer 35,
zu haben.zu v Unterlaſſung der Meldung ſowie unvollſtändige und falſche An-

gaben werden gemäß Verordnung des Bundesrats vom 26. Juni 1916
(R.- G.Bl. S. 590) mit Gefängnis bis zu 1 Jahre oder mit Geld bis
zu 10 000 Mark beſtraft.

Halle, den 12. Juli 1917. Der Magiſtrat.
Bekanntmachung

über Frühdruſch. Vom 2. Juni 1917.
Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die

Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom
4. Auguſt 1914 (Reichsgeſetzblatt S. 327) folgende Verordnung erlaſſen

8 1.
Die im S 1 der Verordnung über die Preiſe der landwirtſchaft

lichen Erzeugniſſe aus der Ernte 1917 und für Schlachtvieh vom
19. März 1917 (Reichsgeſetzblatt S. 243) für Getreide feſtgeſetzten
Höchſtpreiſe erhöhen ſich, wenn die Ablieferung erfolgt:
vor dem 16. Auguſt 1917 um eine Druſchprämie von 60 Mark für die Tonne

J. Sept. 1917 I 40 rI. Okt. 1917 i 7*S 2.
Jeder Beſitzer von land wirtſchaftlichen Maſchinen und Geräten

ſowie von Trocknungsanlagen hat auf Verlangen der zuſtändigen
Behörde innerhalb einer von ihr beſtimmten Friſt zu erklären, ob ſich
ſeine Maſchinen, Geräte und Trocknungsanlagen in gebrauchsfähigem
Zuſtande befinden oder bis zu welchem Zeitpunkt er ſie inſtand zu
ſetzen vermag. Die Aufforderung kann durch öffentliche Bekanntmachung
erfolgen. Erforderlichenfalls kann die zuſtändige Behörde die Jnſtand-
ſetzung auf Koſten des Beſitzers vornehmen laſſen.
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g 3.
Jeder Beſitzer von landwirtſchaftlichen Maſchinen, Geräten und

Betriebsmitteln aller Art, insbeſondere Treibriemen und Kohlen ſowie
von Trocknungsanlagen iſt verpflichtet, dieſe auf Verlangen der zu
ſtändigen Behörde zum Zwecke der Frühernte und des Frühdruſches
oder der Getreidetrocknung gegen eine angemeſſene Vergütung an dem
von der zuſtändigen Behörde beſtimmten Orte zur Verfügung zu ſtellen.
In gleicher Weiſe ſind Beſitzer von Kraftwerken verpflichtet, ihre Ein
richtung ſowie den elektriſchen Strom gegen eine angemeſſene Vergütung

zur Verfügung zu ſtellen. s4
Die nach S 3 zu gewährenden Vergütungen ſind von dem Kom-

munalverband zu zahlen, vorbehaltlich ſeines Rückgriffs gegen die Per
ſon, zu deren Gunſten die Benutzung erfolgt. Die Dreſchlöhne hat in
allen Fällen der Unternehmer des landwirtſchaftlichen Betriebs un-
mittelbar zu zahlen. Ueber die Höhe der Vergütung und der Löhne
entſcheidet anf Antrag die untere Verwaltungsbehörde.

S D.
Gegen die Verfügungen nach S 2 Satz 3, 8 3 iſt binnen 2 Tagen,

gegen die Entſcheidung nach S 4 Satz 3 binnen 1 Monat Beſchwerde
zuläſſig. Die Beſchwerde bewirkt keinen Aufſchub.

8 6.
Jn Fällen dringenden Bedürfniſſes kann die zuſtändige Behörde

verlangen, daß Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe Getreide auch

leicht verletzt. Der Grubenbrand konnte ſofort gelöſcht werden.

aus den Vorräten abliefern, die zur Ernährung der Selbſtverſorger, zur
Fütterung des im Betriebe gehaltenen Viehes und zur Beſtellung der
zum Betriebe gehörigen Grundſtücke beſtimmt ſind. Soweit das de
Unternehmern verbleibende Getreide ſür die bezeichneten Zwecke nicht
hinreicht, ſind die abgelieferten Mengen auf Antrag ſo bald wie
möglich von der Reichsgetreideſtelle z azntieſern.

r. eDie Landeszentralbehörden erlaſſen die erforderlichen Ausführung
vorſchriften.

8 8.
Wer den nach 8 2, 3, 7 zur Durchführung dieſer Verordnun

erlaſſenen Anordnungen zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu
6 Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraſt.

g 9.
Soweit die Sicherung des Frühdruſches bereits im Wege der

Landesgeſetzgebung herbeigeführt worden iſt, finden die Vorſchriften der
88 2 bis 5, 7, 8 keine Anwendung.

S 10.
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft.

Der Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens.

Berlin, den 2. Juni 1917.
Der Stellvertreter des Reichskanzlere.

Dr. Helfferich.
Vorſtehendes wird in Ergänzung der Bekanntmachung von

19. Juni 1917 mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntnis gebracht
daß nach der hierzu ergangenen Ausführungsanweiſung vom 17. Juni 1917
als zuſtändige Behörde im Sinne der S 2 und 3 die Kriegswirtſchaft-
ſtellen anzuſehen ſind. Ueber Beſchwerden gegen dieſe Verfü nungen
und Anordnungen der Kriegswirtſchaftsſtellen entſcheidet das Kriege
wirtſchaftsamt. Die Entſcheidung iſt endgültig.

Halle, den 12. Juli 1917.
Die Kriegswirtſchaftsſtelle für den Stadtkreis Halle.

Alte Pomenade

I. la ſ.Fernruf 5736 Fernruf 1224
fau Wegener und Pjſ7gggj ob
Lyda Salmonowa

Roman von Oskar Höcker

e Vorkführung:
4.00, 5.50, 7.50, 9.30

ein heiteres Filmspiel, 4 Akte

Vorführung 4.00, G. 10, 8.20

J Dapa geht auf de freie
Wenn tie Füuternis ruft reiz. Lustspiel mit Knoppehen

Tragödie in 4 Akten

vSSSCc—“o]uwww

Vorführung Die neue Nare
5.10. 7.10,. 9.30 z Humoreske mit Ernst Lubitsch

leipeiger Shahe
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In veiden Theatern: Die neusten Kriegshericne

Sporit- Blusen
Sport Hosen
Sport Gürtel

S. WEIS
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 37.

Halle und Saalkreis.
Halle, 12, Juli 1917.

Zur Kartoffelverſorgung
wird uns vom Magiſtrat zur Uebermittelung an die Oeffent
lichkeit folgendes geſchrieben:

Die Kartoffelverſorgung iſt in dieſer Woche eine knappe,
ſie wird auch in der nächſten Woche noch nicht die normale Höhe
des Verſorgungsplans erreichen. Es iſt in menſchlicher Schwäche
begründet, daß man in ſolchen Fällen nach einem Schuldigen
ſucht und in ſtrenger Kritik ſeinem Herzen Luft macht. Heute
müſſen wir alles vermeiden, was zu eigner Verärgerung bei-
trägt und die Erregung andrer ſteigert, ein ruhiges aufklärendes
Wort wird daher nicht unwillkommen ſein.

Die gegenwärtige Lage iſt die Folge von Verhältniſſen, über
die Menſchen keine Gewalt haben; ſie iſt das Ergebnis der Kar-
toffelMißernte des abgelaufenen Winters. Wir leben jetzt in
der Uebergangszeit. Die Winterernte, die nicht reich war, iſt
vorzeitig aufgebraucht; die Frühlingsernte iſt erſt im Zuge. Wir
müſſen dieſe Uebergangsperiode hinnehmen, wir dürfen nicht un
geduldig auf raſchere Durchführung der Frühjahrsverſorgung
dringen. Der Regen, der leider etwas verſpätet in den letzten
Tagen Feld und Flur erfriſcht hat, kommt der Kartoffelfrucht zu-
gute, die jetzt noch nahezu ſtündlich wächſt. Eine kleine Ver-
ſchiebung der Ernte bringt hier großen Gewinn. Wer wollte nicht
gern einige Tage warten, wenn dann der Ertrag eines Feldes
von 100 Zentnern bis auf 125 Zentner und höher ſteigt? Das
kommt dann uns allen zugute, erleichtert den Sieg über unſre
zahlloſen tückiſchen Feinde, die höhniſch heute ſchon die Hoffnung
künden und ſich hierdurch ermutigen, daß wir nicht werden durch-
halten können, daß uns die Kraft, für das Ganze Entbehrungen
zu tragen, nicht in dem Maß eigen iſt wie ihnen. Sie ſollen ſich
gründlich täuſchen mit ihrer Anſicht, daß wir infolge augenblick-
licher Schwäche zu Schritten gezwungen werden können, die uns
und unſern Kindern dauernde Lebensnot bringen würden. Zu
dieſem Sieg über unſre Feinde kann jeder helfen; hier kämpfen
mit den in der Heimat zurückgebliebenen Männern auch ſtolz
deren Frauen und Kinder.

Wir faſſen die Sache vom „Durchhalten“ etwas nüchterner
auf, als es der Magiſtrat hier tut. Vor allem aber glauben wir,
daß eine ruhige, ſachliche und wahrheitsgemäße Darlegung der
ganzen Verhältniſſe immer noch die beſte Wirkung auf unfre Be
völkerung ausübt. Denn nur dadurch werden unrichtige Vor-
ſtellungen berichtigt und ungenügende ergänzt. Das aber ent-
zieht wiederum einem großen Teil Unzufriedenheit den Boden,
da wohl nur wenige Menſchen aus purer Luſt am Krakelen
ſchimpfen. Und da können wir nun nach genauer Prüfung aller
Verhältniſſe ebenfalls nichts Beſſeres tun, als zu Ruhe und Ge-
duld zu mahnen.

Es iſt tatſächlich ſo, wie es der Magiſtrat darſtellt: unſre
alten Kartoffelvorräte ſind ſo ſtark angegriffen worden, daß wir
nicht die volle Ernte der neuen Kartoffeln abwarten konnten,
ſondern dieſe bereits jetzt in der Uebergangszeit angreifen muß-
ten. Das verurſacht natürlich eine allgemeine, ſtarke Nachfrage
nach Kartoffeln, der das Einernten nicht nachkommen kann.
Hinzu kommt, daß es an manchen Stellen noch gar keinen Zweck
hat, die Kartoffeln herauszunehmen, weil ſie wirklich noch zu
lein und zu unausgereift ſind infolge der lange anhaltenden
Trockenheit. Daraus erklärt ſich denn auch das Stocken in den
Zufuhren. Wie weit das geht, lehre nur die eine Tatſache, daß
am Donnerstag morgen 800 Zentner Kartoffeln ankommen ſoll-
ten, 80 Zentner aber nur angekommen waren, ſo daß ſich der
Magiſtrat auf den Abend vertröſten und bis dahin auch die mit
den Lebensmittelſcheinen daran ſeienden Einwohner zur Geduld
ermahnen mußte.

Halle, Freitag den 13. Juli 1917. 1. Jahrgang.
Indes ſei jedermann verſichert, daß der Magiſtrat und die

liefernden Behörden alles tun, um die Kartoffelverſorgung wie-
der in normale Bahnen zu bringen. Die Kartoffellieferungen
beſtehen bereits jetzt aue neuen Kartoffeln, obwohl dieſe noch
gar nicht darankommen ſollten; aber es wurde getan, nur um
die Bevölkerung wenigſtens notdürftig mit Kartoffeln verſorgen
zu können. Um eine Gleichmäßigkeit in der Verteilung herbei-
zuführen, wurde die vorübergehende Belieferung auf die Lebens-
mittelſcheine vorgenommen, und um auch da niemand zu kurz
kommen zu laſſen, wurde beſtimmt, daß gleichmäßig ſowohl amAn-
fang wie am Ende der vorhandenen Nummern begonnen werden
ſoll, ſo daß ſich diesmal die Belieferungen in der Mitte treffen
ſtatt am Ende auszulaufen, wie bisher. Wenn es nicht anders
iſt, ſoll unter Umſtänden auch am Sonntag verkauft werden, nur
um jeden in den Beſitz ſeiner Kartofſeln zu ſetzen. Man rechnet
auch bereits damit, daß die Zufuhren bald viel reichlicher kommen
werden, ſo daß baldigſt wieder mit dem Verkauf bei den Händ-
lern begonnen werden kann.

Wie geſagt, es wird alles getan, um die Kartoffelverſor-
gung wieder in Fluß zu bringen, und der Magiſtrat hat wirklich
gar kein Jntereſſe daran, in bezug darauf irgend etwas ungenützt
zu laſſen. Das möge aber auch die Bevölkerung einſehen und
weiter noch ein klein wenig Geduld haben. Sie wird es auch,
davon ſind wir überzeugt. Denn ſie weiß, daß hier nicht Organi-
ſationsfehler, ſondern die ganzen widrigen Verhältniſſe dieſes
unſeligen Krieges ſchuld ſind. Wäre es anders, dann würden
wir gewiß nicht ſchweigen, dafür haben wir bis jetzt ſchon ge-
nügend Beweiſe erbracht.

Beſtätigung des Oberbürgermeiſters. Die Wahl des
Oberbürgermeiſters Dr. Rive auf eine weitere 12jährige Amts
dauer hat die Beſtätigung des Königs gefunden.

Der Rektoratswechſel iſt geſtern in der üblichen Weiſe vor
ſich gegangen. Als neuer Rektor fungiert nun für das nächſte
Jahr der Geheime Konſiſtorialrat Profeſſor Dr. Lütgert. Jnter-
eſſant iſt, was der abgetretene Rektor, Geheimer Medizinalrat
Profeſſor Dr. Schmidt, in ſeinem Rektoratsbericht über den Uni-
verſitätsbetrieb geſagt hat. Der Unterricht hat infolge des im-
mer noch andauernden Krieges noch nicht wieder in ſeinem vollen
Umfang aufgenommen werden können. Die Zahl der Studieren-
den betrug im verfloſſenen Winterſemeſter 2192, darunter 1500
Urlauber, im Sommerſemeſter 2383, mit 1708 Urlaubern. Auf
dem Felde der Ehre ſind 117 Kommilitonen gefallen. Der kämp-
fenden Univerſitätsangehörigen ift zu Weihnachten und gelegent-
lich der jüngſten Jahrhundertfeier durch Sendungen ins Feld
gedacht worden.

Das Gewerkſchaftskartell hielt am Mittwoch ſeine Mo-
natsverſammlung ab, zu der auch die Vorſtände der einzelnen
Gewerkſchaften eingeladen waren. Zur Frage der Beitragse-
erhöhung, die ſchon in einigen Sitzungen beraten worden iſt,
lagen mehrere Anträge vor. Entgegen dem Vorſchlag des Vor-
ſtandes, die Beiträge von jetzt 80 auf 1,20 Mark pro männliches
Mitglied und Jahr zu erhöhen, wurde beſchloſſen, eine Hinauf-
ſetzung auf nur 1 Mark vorzunehmen. Für weibliche Mitglieder
ſoll eine Erhöhung von jetzt 40 auf 60 Pfg. pro Jahr ſtatt
finden. Die neuen Beſtimmungen treten rückwirkend mit 1. Juli
1917 in Kraft. Sodann erſtattete Genoſſe Emmer Bericht
über die Bezirkskartell-Konferenz. Jn der Aus-
ſprache, die ſich an ſeine Ausführungen anknüpften, wurde be-
ſonders darauf hingewieſen, daß verſchiedene, ſelbſt große Ge-
werkſchaftskartelle im Bezirk ihren Zahlungspflichten nicht nach-
kommen und das Gewerkſchaftskartell Halle die Hälfte der gan
zen Einnahmen des Bezirkskartells aufbringen muß. Es wurde
gewünſcht, die ſäumigen Kartelle beſſer heranzuziehen. Jm wei-
tern erſtattete Genoſſe Kleeis einen Bericht über den gegenwärti-
gen Stand der Kriegsbeſchädigten-Fürſorge in
Halle. Dabei berührte er insbeſondere die in Ausſicht genomme-
nen Aufgaben des neugebildeten Hilfsausſchuſſes für Renten-
und ähnliche Beſchwerden, r Vermittlung ſonſtiger wirtſchaft-
licher Hilfe uſw.

Die neue halbe Mark aus Zink iſt in Umlauf gebracht
worden. Die Stücke unterſcheiden ſich bei flüchtigem Hinſchauen
wenig von den ſilbernen, doch iſt der Adler etwas kleiner. Den
Hauptunterſchied bildet die dunkle Färbung des Randes.

Keine Beſchränkung der Bezugsſcheinausfertigung. Von
verſchiedenen Seiten werden, wie die Reichsbekleidungsſtelle mit-
teilt, Gerüchte verbreitet, daß die Bezugsſcheinausfertigungsſtellen
von der Reichsbekleidungsſtelle angewieſen ſeien, keine Bezugs-
ſcheine auf Sommermäntel, und ſolche auf Wintermäntel erſt
vom 1. Oktober an auszuſtellen; nach andern Mitteilungen ſoll
die Ausſtellung von Vezugsſcheinen von Auguſt bis Oktober über-
haupt eingeſtellt werden. Bei allen dieſen Ausſtreuungen handelt
es ſich um falſche Gerüchte. Die Reichsbekleidungsſtelle hat weder
ein Verbot der Bezugsſcheinausfertigung im allgemeinen noch
eine Beſchränkung der Ausſtellung von Bezugsſcheinen für
Sommer- oder Wintermäntel in dem obenerwähnten Sinn er-
laſſen.

Bei Beerdigungen. Der Magiſtrat weiſt darauf hin, daß
dem Bureau VIII (Großer Berlin 11) bei Anmeldung von Be
erdigungen ſtets die letzte Steuerquittung vorzulegen iſt.

Reufeſtſetzung der Univerſitätsferien. Durch Erlaſſe des
Kultusminiſters iſt, wie der „Staatsanzeiger“ mitteilt, der Be-
ginn des Winterſemeſters bei den Landesunibverſitäten, der Aka-
demie in Braunsberg und den techniſchen Hochſchulen auf den
1. Oktober, das Ende auf den 2. Februar feſtgeſetzt worden.

Ueber die Libellenſchwärme, die kürzlich hier ſowie in der
weitern Umgebung von Halle aufgetreten ſind und über die wir
bereits mehrfach berichtet haben, wird neuerdings noch dem „Ber-
liner Tageblatt“ von Dr. R. W. Eckardt in Eſſen geſchrieben:
Jn den in dieſem Jahre beſonders ſommerwarmen und trocknen
Gebietsteilen des öſtlichen Mitteldeutſchlands hat man in letzter
Zeit große Züge von wandernden Jnſekten beobachtet und an-
fangs gemeint, daß man es mit Wanderheuſchrecken zu tun habe.
Wären es jedoch ſolche geweſen, ſo hätten ſich die Flieger vorher
in Schleſien oder Böhmen zeigen müſſen, denn dieſe ſchädlichſten
aller Jnſekten pflegen aus den ſüdruſſiſchen Steppen zu tommen
und waren bis in die 70er Jahre des vergangenen Jahrhunderts
hinein in Deutſchland gar nicht ſo ſelten, weil damals jene ruſſi-
ſchen Gegenden noch ſehr wenig kultiviert waren. Haben doch in
Deutſchland ſelbſt erſt ein geordneter Bodenbau und insbeſondere
das Aufhören des Brachfeldes der in frühern Zeiten auch hier
einheimiſchen Wanderheuſchrecke ein Ende bereitet. Da nun in
Rußland der Landbau in den 3 Kriegsjahren ſicherlich ſtellenwei b
ſehr vernachläſſigt worden iſt, ſo wäre es immerhin nicht undentk-
bar, daß dieſer Umſtand die Entwicklung der Wanderheuſchrecken
daſelbſt und ihre etwaige Ausbreitung von dort hätten begün-
ſtigen können. Allein es hat ſich in den beſagten Gegenden ledig-
lich um Wandrungen einer Libellenart (Libellu'a quadrimaculata
gehandelt, wie ſie mehr oder weniger häufig in jedem Jahre aus
uns noch unbekannten Urſachen ſtattfinden. Die Libellen oder
Waſſerjungfern ſind aber nicht nur gänzlich harmloſe, ſondern
ſogar äußerſt nützliche Jnſekten, da ſie ſich als ziemlich gefräßige
Tiere in der Hauptſache von Motten und Stechmücken nähren,
die ſie im Fluge fangen und verzehren.

Straßenbahnunfall. Durch Herausſpringen der Füh-
rungsſtange eines Straßenbahnwagens wurden die Leitungs-
drähte auf dem Marktplatz an mehreren Stellen zerriſſen. Der
Verkehr wurde durch Umſteigen aufrechterhalten. Beim Aus-
beſſern des Schadens fiel ein Arbeiter über die Wagenſtange des
Ausbeſſerungswagens und zog ſich eine leichte Kopfverletzung zu.

Gasvergiftung. Eine Kontoriſtin wurde in ihrer in der
Gr. Steinſtraße befindlichen Wohnung infolge Einatmens von
Leuchtgas bewußtlos aufgefunden. Ob ein Unglücksfall oder
ein Selbſtmordverſuch vorliegt, ließ ſich bisher nicht feſtſtellen.
Die Kranke wurde mit dem Krankenwagen der königl. Klinik
zugeführt.

Selbſtmordverſuch. Ein 13jähriges Mädchen ſtürzte ſich
in ſelbſtmörderiſcher Abſicht in den Steinbruch am Kl. Galgen-
berg. Es wurde mit dem Krankenwagen nach dem Diakoniſſen-
haus geſchafft. Der Zuſtand des Mädchens ſoll bedenklich ſein.

Kellereinbrecher. Jn der Nacht zum Donnerstag ſind
zwei Männer von nachgenannter Beſchreibung bei einem Keller-
einbruch in der Mozartſtraße überraſcht worden, aber geflüchtet.
Der eine Mann iſt etwa 25 Jahre alt, trug ſchwarzes Jackett
und ſchwarze Mütze; der andre Mann iſt etwas älter und war
bekleidet mit braunem Jackett und Mütze. Beide ſind von mitt-
lerer Größe. Jm Vorgarten, von dem aus ſie in den Keller ein-
gedrungen waren, haben die Täter einen alten Ruckſack, eine faſt
neue Metallſäge mit flachem Bügel, der die Preisauszeichnung
„3,75“* trägt, und 1 Paar alte hellgelbe Schnürhalbſchuhe,
Größe 44, zurückgelaſſen. Wer irgendwelche Angaben machen
kann, die zur Ermittlung der Täter, auch zur Herkunft der
Metallſäge, dienen, wird erſucht, ſich bei der Kriminalpolizei,
Zimmer 38, zu melden. Dort liegen auch die Sachen zur An
ſicht aus.

HHGWWWwwWwwwaww—eeweu—„'..t[ehuuènuuw—wwmwubndluuuuraekaaiuèenuunaceacrunururuaagr3zaucghaeyapuarh2nuwnrnnßmaaaaaaaa—Gottwwn

Rotes Flamenblut.
Roman von Pierre Broodcoorens.

Eingige autoriſierte Ueberſetzung von Johannes Schlaf.
(16. Fortſetzung.) RNachdrug verboten

Hilla war nicht die trägſte. Aus Gefälligkeit gegen den
Gutsbeſitzer, deſſen Leute nicht ausreichten, hatte ſie ſich für
dieſen Tag verdingt, mit Auré, einer ihrer Schweſtern, einer
kleinen, muntern Magern, die ein bißchen hinkte.

Es war für ſie beide ein großes Vergnügen, das ihre
ſitzende Lebensweiſe und die Eintönigkeit der Handſchuh-
näherei unterbrach. Außerdem, daß ſie gut bezahlt wurden
und am Abend in dem niedrigen Saale des Gaſthofs mit den
andern feiern würden, fanden ſie Gefallen daran, mitten
drin in der Bande geſchwitzter Kerle und luſtiger Bauernbur-
ſchen zu ſein. Deren Späße erfreuten ſie, und ſie ärgerten ſich
keineswegs über eine etwas handgreifliche Zärtlichkeit, ge
legentlich eines zufälligen Zuſammenſtoßes. Liſtel ſelöſt
ließ es an ſo etwas nicht fehlen. Hin und wieder klatſchte
ſeine Hand auf ein emporgerecktes Hinterteil. Ein breites
Lachen erhellte dann die finſteren Geſichter der Taugenichtſe.
Ermutigt durch die Vertraulichkeiten des Herrn, fuhren ſie
ihrerſeits in den Pauſen der Arbeit unter Mieder und Röcke.

reie wurden laut, die ſich wie ein Aufgluckſen in der maje-
ſtätiſchen Stille des Abends verloren.

„Da, die letzten!“ rief der älteſte der Arbeiter aus.
Hurtig ſtieß er ſeine Gabel in die Erde, wühlte mit dem
Fuße den Haufen der gelben Knollen auseinander, holte
dann zufrieden mit ſich ſelber aus der Taſche ſein Priemröll-
chen hervor und biß ein gut Stück davon ab.

„Heißa!“ ſchrie Liſtel, bückte ſich ſchnell und machte
Niene, Hillas Knie anzufaſſen.

Sie tat einen raſchen Seitenſprung und ſtieß ihn er-
ſchreckt zurück, lachte aber gleich darauf aus vollem Hals.
Und ihre runde dralle Bruſt wogte feſſellos unter ihrer
blauen Jacke.

Die Burſchen gingen einer nach dem andern. Aber
nicht einen Tropfen Braunbier mehr gab es aus den Stein-
gutbäuchen zu läppern. Man mußte ſeinen Durſt für den
Gutshof aufſparen. Rock und Gabel auf der Schulter, ſtie-
gen ſie gemächlich den Feldhang hinab. Der Abendnebel
verwiſchte ihre Umriſſe mit ſeinem dämmernden Grau.

„Los!“ trieb Liſtel an.
Hilla und Auré waren zurückgeblieben. Von der

Schwarzen abgewieſen, machte er ſich an die kleine, weniger
wilde. Auf den dunkelnden Wieſen, über die ſich die weißen
Abendnebel zogen, ließen ſich die melancholiſchen Töne einer
Ziehharmonika vernehmen.

„Da iſt Hein Donka,“ murrte der Gutsbeſitzer. Er ſah
ſcharf in die Dämmerung.

Hilla, die ſich gebückt hatte, um ihre Strümpfe in Ord-
nung zu bringen, richtete ſich, ganz bleich geworden, auf und
lauſchte den melancholiſchen Tönen des Jnſtruments.

„Wahrhaftig, ja. Da kommt er aus dem Gehölz 'raus,
fuhr Liſtel fort, nachdem er ausgeſpuckt hatte. „Der macht
einem ja 'ne Gänſehaut mit ſeinen Leichenbitterweiſen.“

„He, Mädel, wo rennſt Du denn hin?“ rief er aufgeregt.
Auré hatte angefangen leiſe zu lachen, indem ſie leb-

haft die Schultern zuckte.
„Der Teufel iſt in das Weibsbild gefahren. Da hängt

ſie ſich jetzt an die Hoſen von dieſem Landſtreicher. Der
brennt's wohl in den Röcken.“

Er machte mit den Händen vorm Mund ein Schallrohr.
„Genier Dich nicht!“ ſchrie er ihr nach. „Aber zur rechten

„Jch glaube wahrhaftig,“ ſagte er, als er zurückkam,
zu Auré, „nur ſolche Landſtreicher haben Glück bei den
Mädels.“

Er faßte ſie frech um die Taille; als aber auf der Straße
der Wagen, ohne ſich mehr um ihn zu bekümmern, anfing
hinabzurollen, umringt von dem Arbeitertrupp, ließ er von
der Hinkenden ab und fing an zu rennen, mit den Armen
winkend.

„He da! Jhr Hanswürſte! Macht mal da keine Dumm-
heiten

Aurs hielt es für überflüſſig, auf ihre Schweſter zu war
ten und folgte, ſo ſchnell ihr lahmer Fuß es geſtattete, dem

Gutsbeſitzer. 6
Durch den Abendnebel kam, den Filz auf dem Ohre,

Hein Donka von Sulſique den Wieſenſteg daher.
Er war ein hübſcher, blonder, ſchlank- kräftiger Menſch

mit aufgezwirbeltem Schnurrbart und lachender Miene. Der
von einem ledernen Tragriemen gehaltene, über und über
mit Meſſingnägeln, die ſich hell von dem ſchwarzen Unter-
grund abhoben, beſchlagene Kaſten ſeines Jnſtruments ſchlug
ihm gegen den breiten Rücken. Trällernd und ſpielend nahte
er, mit dem unwiderſtehlichem Lächeln ſeiner verliebten Lip-
pen.

„Guten Abend, Ungetreuer,“ rief eine Weiberſtimme.
Das Gebüſch raſchelte. Die Planke über dem Graben

ſchallte unter einem eiligen Geklapper von Holzſchuhen, und
ein junges Mädchen in blauer Jacke und rotem Rocke tauchte
vor Hein Donka auf.

„Die Schwarze!“ ſagte er, und ſein Blick blitzte auf.
Er nahm die Harmonika unter den Arm und betrach-

tete ſie ein paar Augenblicke.
Zeit wieder da ſein! Keine Dummheiten, he'“ (Fortſetzung folgt.



Städtiſcher Nahrungsmittelverkauf.
Kartoſfeln: Sonnabend vormittag d 12 Uhr Nr. 10501-—17590,

nachmittags 2-6 Uhr Nr. 49001-56000. Sonntag vor-
mittag 7--12 Uhr Nr. 17501--21000 und Nr. 42001 bis
19000 der neuen Lebensmittelſcheine. Verkauf in der Tal-
amtſchule. Die Kartoffelmarke 14 verfällt am Sonntag
mittag. Diejenigen Haushaltungen, die diesmal nicht
darangekommen ſind, werde nächſte Woche vorzugsweiſe
vedacht. Sie müſſen dieſe Woche Mehl nehmen.

Eier: Sonnabend vormittag 8--12 Uhr Nr. 55001--65400 der
neuen Lebensmittelſcheine. Jede Perſon 2 Stück zum
Preiſe von 28 Pfg. à Stück. Verkauf in der Talamtſchule.

Graupen: Von Sonnabend an jede Perſon Pfund auf Nr. 67
des Warenbezugsſcheins 7, das Pfund 30 Pfg.

Aie Krieosverlehtenfürſarge zu Halle im vahre 1916/17.

Der Geſomtausſchuß der Halliſchen Kriegsbeſchädigtenfür
eige war am Dienstag im großen Saale der Handelskammer

veiſanmen, um den Jahresbericht für 1916/17 entgegenzuneb-
men; ihm hatten ſich auch eine größere Anzahl von Vertretern
der verſchiedenſten Behörden und Körperſchaften angeſchloſſen.

Der Vorſitzende. Profeſſor Wolff, gab zunächſt eine
ſummagriſche Neberſicht.

e Kriegesbeſchädigtenfürſorge hat im abgelaufenen Geſchäfts-
ihr 1300 Perſonen aufgenommen, gegen 1150 im Jahre vorher.
Davon wurden 1150 der Berufsberatung zugeführt. Dieſe Be
rufeberatung geſchieht durch zwei Kommiſſionen: eine allgemeine
im Sammellazarett, die 550 Fälle zu beraten hatte, und eine ſo-
tenanme Fachberatungstommiſſion in der Geſchäftsſtelle, die 600
Fälle bewältigte. Jede Beratung wird ron ſechs bis acht Män-
rn geführt. Von den 1150 Berufsberatenen wiederum genvſſen
ud 600 theoretiſchen Unterricht, 450 kamen in Werkſtätten, und

die übrigen wurden der Landwirtſchaft zugeführt. Die Hauptauf-
agbe iſt im abgelaufenen Geſchäftsjahr der Ausban der Weoerk-
ſtätten geweſen, auch mit Erfolg. denn jetzt beſtehen eine vrtho-
pädiſche Werkſtatt, eine Schloſſerei, Grangtendreherei, Tiſchlerei,
Schuhmacherei Korbmacherei und eine Werkſtatt für
Einarmer, i gegenwärtig etwa 35 Lernende hat.
Die neuſte Einrichtung iſt der Barackenbau auf dem
Steinplatz mit Erholungs gelegenheit und Kleinholzmacherei.
Darüber haven wir bereits ausführlicher berichtet. Red.)

Alle Werkſtätten ſind ſeit Dezember in Einnahmen und
lusgaben gleich, erhalten ſich alſo ſelbſt. Die Geſchäftsſtelle iſt

ein fein ausgegarbeiteter Apparat mit einer größeren Zahl von
ängeſtellten. Beſonderes Augenmert verdient die Einarmerſchule,

der Unterricht für Linksſchreiben. Gymnaſtik und handworks-
mäßige Beſchäftigung geboten wird, darunter wiederum vor

T r i J r D r 58lem für Tiſchler. Eine ſtattliche zahl von Kriegsbeſchadigten
nnte auch nach Anſiedlungen verwieſen werden. Die Aus
lung der im Mai hatte guten Erfolg. Ein

Teil der Kriegsbeſchädigten, etwa 35, mußte in beſon-
re ufgenommen werden, die den Zweck haben, noch nicht

olltommen ausgebildete, aber bereits vom Heer entiaſſene Ver-
ſtümmelte weiterhin dazubehalten. Meiſtenteils werden ja die
Priegsbeſchädigten bereits während ihres Aufenthalts noch in der
Geneſungskompanie zu uns geſchickt. Nach beſonderen landwirt-
ſchaftlichen Ausbildungsinſtituten kamen 99 Kriegsbveſchädigte,

ußer einigen andern, die in Lauchſtedt weiter ausgebildet wur
den. Sehr bewährt haben ſich die vater ländiſchen Abende zum
Jeſten der Kriegsbeſchädigtenfürſorge; ſie haben weſentliche Ein-
nahmen gebrächt.

Hierauf erfolgten die
Einzelberichte.

Zunächſt ſprach Profeſſor Martiny über die Abteilung
r landwirtſchaftliche Ausbildung. Sie hat ſich in ſebhter Zeit
vor allem zur Aufgabe gemacht, Motorpflunführer beranzubilden.
de hierfür in land wirtſchaftlichen Kreiſen eine große Nachfrage
vorhanden ſei. Dieſes Vorgehen werde auch von der Landwirt
ſchaftstammer und der Zentralarbeiteſtelle unterſtützt. Direktor

nete berichtete über die gewerblichen Forthbildungsturſe. Sie
en 26 Lehrer und 191 Schüler gehabt, wovon wiederum die

hſte Teilnehmerzahl (185) der Kurſus für ſoziale Verſicherung
afwies. Wöchentlich wurden 93 Stunden Unterricht gegeben,

ſind im Jahr etwo 4000. Direktor Göll berichtete von der
inufmänniſchen Fortbildungsſchule. Sie hatte drei ordentliche

er Kriegébeſchaädigten
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l i r t S e R lerrgänge, teils für Kaufleute tei für Nichtkauflenute. Die

F h en t r her r 24nebmerzahl betrug zuletzt 64 (bieher überhaupt 240), wovon
y 99 9 5 J uKaufleute, 12 Gewerbetreibende und 13 Ungelernte waren.

geſamt wurden 864 Unterrichtsſtunden erteilt. Der ſtärkſte
u nd bei den Kurſen für Buchführung. Erfreulicher-

J 59 d T 219 9 n m t 9eiſe iſt mancher der Teilnehmer an der kaufmänniſchen Aus-
Dedung bereits in eine gute Stellung gekommen.

ierſch ſprach über die Unterrichtskurſe in den Wertſtätten.
wird vornehmlich Maſchinenhan, Baugewerbe und Kunſt-

rbe (Malerei, Bildhauerei) gelehrt, und von ihnen iſt wie
r an meiſten das Maſchinenbaufach begehrt, wie überhaupt
e lgemeine Abwandrung aus den Handwerken ſtattfindet.

Das Kunſtgewerbe hatte bisher wenig Erfolg.
Von beſonderem Jnterſſe waren die Ausführungen des Di

rertor- Bauer über die Blindenfürforge, die hier mit behandelt
wurde, obwohl ſie eigentlich eine mehr ſtaatliche Sache iſt. Kriegs-
inde gingen durch das hieſige Jnſtitut bisher 167, wovon 104
ius der Provinz Sachſen ſtammten. Davon waren nur akten

ißig 37 vorhanden, die ſi h u. a. wieder in 13 erwerbsfähige
ud 5 nicht vollkommen vlinde gliederten. 130 gingen durch die

rufsberatung; von den 103 eus der Provinz ſtammenden
darunter ſind wiederum 4 voll erwerbsunfähig, alſo auch am Kör
per verſtümmelt, 6 ſind noch unentſchieden über ihren Beruf,

wollen in eine Anſtalt, 13 gehen für ſich, 14 lernen, 58 ſind
werbéetätig und 3 lehnen jede Arbeit ob, hauptſächlich infolge

Einwirtung ihrer Frauen. Erſtaunlich iſt, zu was ſie alles
und wie vielſeitig dieſe Blinden ausgebildet werden. Sie ſind
eils als Kaufleute, Obſt- und Kohlenbändler, Arbeiter in Waffen-
ibriken, einer iſt ſogar in ſeinem alten Beruf als Lehrer wie-

der tätig und ein andrer als Poſtbote. Zu wünſchen wäre nwur,
daß ſich auch noch andre Fabriken finden, die ſolche Mnglückliche

fnehmen; und ſolche Fabriken gibt es noch übergenug. Weiter-
ſindet neuerdings für die nach der Landwirtſchaft ſtrebenden

Llinden ein allgemein zugänglicher Lehrgang auf einem befſonde
ren Gut in Schleſien ſtatt. Die ſonſtigen Erwerbstätigen ſind

ſchäftigt mit Knüpf- und Flechtarbeiten, mit Korbmacherei,
ritenmacherei uſw. Bemerkenswert iſt, daß ein Blinder, weil
r noch Soehkraft auf einem Auge hatte, zum Heereddienſt

wieder eingezogen wurde, und zwar auch gleich wieder entlaſſen
rden mußte, aber doch nun als Ausgehobener ohne Unrer-
itzung daſteht. Das Hauptaugenmert wird darauf gerichtet,

Blinden teils in möglichſt unabhängige und dauernde Stellun
t zu bringen, teils auch anzuſiedeln, wiederum möglichſt in
rem alten Heimatsort. Die Anſiedlung geſchieht in der Weiſe,

daß der Blinde veranlaßt wird, einen Teil ſeiner Rente zu kapr-
liſieren und zum Ankauf des auserſehenen Beſitztums zu ver-

wenden, und daß im übrigen die verſchiedenen Stiftungen ein-
zreifen. Die größte Schwierigkeit bei allem macht der große
reizbare Zuſtand der Blinden, ebenſo ihre Ueberleitung ins prat
ſche Leben, dies um ſo mehr, als hierbei auch noch eine unge-
heure Verteurung aller Arbeits materialien hinzugekommen iſt.

Jm engſten Zuſammenhang damit ſtand auch der Bericht
es Direktors Simon über die Taubſtummenſchule. Der Unter-
richt iſt individuell und ſehr mühſam. An Teilnehmnern waren
157 vorhanden, davon 90 Taube, 54 Stumme und 13 Taub-
umme. Sie ſtammen aus allen möglichen Berufen; ihrer
Truppengattung nach gehören ſie meiſt zu. Infanterie (126),
weiderhin zu den Armierungsarbeitern (15) de Pionieren (4)
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und ſo weiter; die Urſachen der Ertrantung beſtehen aus direk-
ten Verletzungen, aus Exploſionen, Verſchüttungen uſw. Vor
allen Schülern konnte am Ende 51 Ohrenkranke ſehr gut ab-
leſen, Sprachkranke wurden 15, Sprach- und Ohrenktranke 7 ge-
heilt. Ueber die Zukunft der Entlaſſenen läßt ſich noch nicht viel
ſagen, da ſie zum Teil von der Militärverwaltung in militäriſche
Werkſtätten beordert wurden. Sie gingen meiſt wieder in ihre
alten Berufe, nur iſt zu befürchten, daß ſie nach dem Kriege zu-
gunſten Geſunder beiſeitegeſchoben werden.

Schließlich berichtete noch Profeſſor von Dobſchütz über
die Kriegsbeſchädigten der Univerſität. Für ſie werden beſondere
Kurſe abgehalten, zu deren Veranſtaltung ſich alle Profeſſoren
bereit erklärt haben. Zu beobachten war dabei, daß bei denen, die
lange in Lazaretten gelegen haben, eine gewiſſe geiſtige Schwer-
fälligkeit eingetreten iſt, den allerdings wieder eine große geiſtige
Energie zur Bewältigung des Lehrſtoffs gegenüberſtand,

Die Rechnungslegung,
von Herrn Menſchewſki gegeben, wies 53 484 Markt Ein-
nahmen auf, und zwar: Beſfand von 1916 rund 1706 Maäark,
Mobilmachungsausſchuß 12 000 Mart, Provingialausſchuß 12 401
Markt, Rückzahlungen von Kriegsbeſchädigten 651 Mark, Werk-
ſtätteneinnahmen 490 Mark, Spenden 22098 Mäart, Sonſtige
Einnahmen 3902 Mark, Zinſen 244 Mark. Die Ausgaben be-
trugen 50 6668 Mart, und zwar: Löhne, Gebhalte und Unter-
ſtützungen 25557 Mart, Werkſtätten- Unterricht 16 8833 Mart,
Theoretiſcher Unterricht 7488 Mark, Sachliche Unterſtützungen
738 Mark. Sonach bleibt ein Beſtand für 1917/18 von 2816 Mk.

Zu guter Letzt folgten Mitteilungen über
nene Aufgaben der Kriegsbeſchädigtenfürſorge,

gegeben von Profeſſor Wolff, Dr. Holz und Profeſſor Mar-
tiny. Für die Rentennachprüfung iſt ein beſonderer Ausſchuß
gebildet worden (worüber wir ebenfalls ſchon berichtet haben.
Red.), mit Dr. Wald als Vorſitzenden. Ebenſo iſt es in bezug
auf die wirtſchaftliche Selhſtändigmachung von Kriegsbeſchädigten
geſchehen, welchem Ausſchufß Dr. Weisler vorſieht. Die ver-
mittelnde Tätigkeit ſoll weiterhin ſorgſam vehandelt werden.
Wurden doch durch die Berufsberatungsſtelle von 554 ſich mel-
denden Kriegsbeſchädigten 505 in neuen Stellungen untergebracht
(unter anderm 164 in die Landwirtſchaft, 144 in die Jnduſtrie,
82 in das Handwerk und 91 in den Handel); durch den Ver-
wundetennachweis gelang es von 96 ſich meldenden in bezug auf
69 (wovon unter anderm 7 in die Landwirtſchaft, 18 in die Jn-
duſtrie, 20 in den Handel und 20 in das Handwerk kamen). Zur
Ausdehnung der land wirtſchaftlichen Berufsberatung iſt ſeit Ja-
nugar 1917 eine beſondere Abteilung mit beſonderen Kurſen ge-
bildet worden, die gegenwärtig hauptſächlich die ſchon erwähnte
Ausbildung von Motorpflugfübrern betreibt. Jn bezug auf den
land wirtſchaftlichen Unterricht hat ſich gezeigt, daß die aus der
Landwirtſchaft ſtammenden Kriegsbeſchädigten ſchnellſtens wie-
der dahin zurück wollen und ſich auch dorthin zurechtfinden, was
auch weiterhin gefördert werden ſoll. An neuen Kurſen ſind
ſolche für Fleiſchbeſchauer und Laboranten geſchaffen worden,
außerdem ſind Kriegsbeſchädigte auch bei Handwerksmeiſtern in
die Lehre gekommen. Schließlich iſt auch noch ein Beſchwerde-
ausſchuß ins Leben getreten, der Beſchwerden von Kriegsbeſchä-
digten über ihre Kurſusleiter, Unternehmer oder Arbeitskollegen
entgegenzunehmen hat. Zu berückſichtigen iſt übrigens immer,
daß niemals ein Zeugnis über den Erfolg des Lehrgangs eines
Kriegsbeſchädigten, ſondern immer nur eine Beſcheinigung über
den erfolgten Beſuch ausgeſtellt wird.

Damit war die Tagesordnung erſchöpft und Profeſſor
Wolff ſchloß unter Dankesworten an alle, die ſich um die
Kriegsbeſchädigtenfürſorge auch im vergangenen Jahre verdient
gemacht bhaben, die Sitzung.

Aus der Provinz.
Neue Preiserhöhung der Kleinbahnen.

Jn einer außerordentlichen Verſammlung des Vereins
deutſcher Straßen- und Kleinbahnen, die in Berlin ſtattfand,
wurde einſtimmig folgender Beſchluß gefaßt:

Die wirtſchaftliche Notlage, in der ſich die Straßen und
Kleinbahnen ſeit Kriegsbeginn befinden, hat ſich immer mehr
verſchärft. Materialpreiſe und Arbeitslöhne ſind erheblich
weiter geſtiegen. Eine Herabminderung iſt im Kriege und in
abſehbarer Zeit nach dem Kriege nicht zu erwarten. Der
Mindeſtfahrpreis von 15 Pfg. für die Straßenbahnen und eine
Tariferhöhung von 50 v. H. für die Kleinbahnen iſt daher das
geringſte, was heute als Fahrpreis verlangt werden muß, um
die Betriebe lebensfähig zu erhalten.

Bereits im März 1916 hatte der Verein eine Erhöhung des
Tarifs auf 15 Pfg. beſchloſſen mit der Begründung, daß „ein
wirtſchaftlicher Verfall der Straßenbahnen im allgemeinen nur
aufzuhalten ſei durch baldige Feſtſetzung des Mindeſttarifs auf
15 Pfg. unter entſprechender Erhöhung der Begünſtigungspreiſe.

Könnern. Tödlich verunglückt. Auf tragiſche Weiſe
hat hier ein 91 Jahre alter Jnvalide, Troſt mit Namen, ſeinen
Tod gefunden. Er las auf dem Bahnhof, und zwar in der Nähe
des Güterſchuppens, Kohlen zuſammen. Dabei geriet er unter
einen anfahrenden Kohlenwagen und wurde gleich ſo ſchwer ver-
letzt, daß kurz darauf ſein Tod eintrat.

D.Wettin. Zum Dieb iſt hier ein kaum der Schule ent-
wachſener Junge geworden. Er ſitahl dem Arbeitgeber, bei dern
er beſchäftigt war, eine goldene Taſchenuhr im Werte von 160
Markt. Ob er ſich ſeines Tuns auch vollkommen bewußt geweſen
iſt, muß erſt noch die Unterſuchung lehren.

Dommitzſch. Diebſtähle. Dem im Felde ſtehenden
Mühlenbeſitzer Albert Schlobach hier wurde aus ſeiner Wind-
mühle ein größerer Treibriemen geſtohlen. Jn Greuditz dran-
gen Spitzhuben in den Keller des Landwirts Schicke und ſtahlen
dieſem 4 Stück ſchöne, friſch gebackene Brote.

Ammendorf. Ja, ja, Prozeſſe müſſen ſein.
Von einer allgemeiner intereſſierenden, langwierigen Klage, die
jetzt in ein neues Stadium getreten iſt, nachdem ſie ſchon etliche
Stationen hinter ſich gebracht hat, wird gegenwärtig verſchiede-

i n berichtet. Die Firma Hoppes K Rochning in Halle
tlagt gegen die Gemeinde Ammendorf wegen zuviel erhobener
Gemeindegewerbeſteuer, die ſie wegen ihres dort befindlichen
Teilbetriebs zu zahlen hat. Sie war erſt mit einem Einſpruch
vorgegangen, und klagte dann. als dieſer Einſpruch abgelehnt
wurde, beim Kreisausſchuß. Hier behauptete ſie insbeſondere,

die betreffende Steuerordnung ungültig ſei, da die Ge-
meindeverſammlung, die ſich mit der Steuerordnung zu beſchäf-
tigen hatte, nicht ordnungsmäßig einberufen ſei, auch dürften
jene Arbeiter, die die Firma in Halle beſchäftige, bei der Be-
meſſung der Höhe der Steuer nicht berückſichtigt werden. Der
Kreisausſchuß ermäßigte auch dieſSteuer auf 2039 Mk. und führte
aus: Die Einwände gegen die Gültjgkeit der Steuerordnung ſeien
nicht ſtichhaltig, und da die Firma auch abgelehnt habe, dem Ge-
meindevorſteher die von ihm für notwendig erachteten Angaben
über die Anzahl der in ihrem Geſamtbetrieb beſchäftigten Ar
beiter und über den Betrag ihres Geſamtbetriebs zu machen, ſo
mußte es bei den vom Gemeindevorſteher bei der Veranlagung
zugrunde gelegten Zahlen ſein Bewenden behalten. Doch damit
nicht genug, die Firma wandte ſich nun an den Bezirksausſchuß,
und da dieſer der Vorinſtanz beitrat, ſo ging ſie an das Ober-
verwaltungsgericht. Hier fand ſie endlich inſoweit Recht, da

n M n Blatter

J

dieſe Jnſtanz die Vorentſcheidung als unzutreffend erklärte und

die Sache zur erneuten Verhandlung und Beſchlußfaffung zurüt
verwies. Nun kann alſo das Klagen luſtig weitergehen.

—mdJJ

Bitterfeld. Keine Kleider und Schuhe durch die
Stadt mehr. Mit Rückſicht auf die nur noch vorhandenen
geringen Vorräte von Kleidungsſtücken und Schuhwaren in
Bekleidungsſtelle, Halliſche Straße 7, iſt der Verkauf am M
woch vorausſichtlich für die Sommerzeit geſchloſſen worden. Der
Ankauf wird dagegen fortgeſetzt. Der Magiſtrat weiſt wiederho
darauf hin, daß getragene Kleidungsſtücke (Herren- und Damen,
leider, Kinderkleider, Wäſche und Schuhwaren uſw.) nur an di

Bekleidungsſtelle abgegeben werden dürfen, und bittet, der V
kleidungsſtelle, Halliſche Straße 7, Telephonnummer 519, Nach
richt zu geben, falls Eigentümer Kleidungsſtücke uſw. zum Kauf
oder unentgeltlich abgeben wollen. Jedes noch einigermaße
reparaturfähige Stück wird angenommen. Weiter gibt de
Magiſtrat folgendes bekannt: Bei der bekannten Lederknapphet
kann nur empfohlen werden, daß im Sommer barfuß oder mit
Holzſandalen gegangen wird, inſonderheit ſämtlichen Schülery
und Schülerinnen. Wenn ſie ſich in den großen Ferien darqy
gewöhnt haben, beſtehen nach ärztlicher Geſundheit keine geſund
heitlichen Bedenken für den Aufenthalt in der Schule. Es i
alſo jetzt der geeignete Zeitpunkt, damit zu beginnen.

Ferner iſt es eine ſelbſtverſtändliche Pflicht jedermann
nur Schuhwerk zu tragen, das durch Benaglung oder ſoge
Helfferichs geſchützt iſt; andernfalls würde er in die größte V
legenheit kommen.

Großer Lebensmitteldiebſtahl. Aus
hieſigen Werke ſind in der Nacht vom 9. zum 10. d. M. mitt
Einbruchs 40 Büchſen Leberwurſt, 20 Büchſen Roſenkoh,
30 Büchſen weiße BVohnen, 3 Büchſen Wirſingkohl, 5 Büchſen
Wirſingkohl, 5 Büchſen Stangenſpargel, 3 Büchſen Schniltſparge
und 25 Büchſen Milch entwendet worden. Sollten Büchſen m
den vorbezeichneten Gemüſearten uſw. zum Kauf angeboten
worden, oder ſollte beobachtet werden, daß jemand im Beſitz ein
größern Anzahl Büchſen iſt, ſo bittet die Polizei, ihr umgehen
Mitteilung zugehen zu laſſen.

Eisleben. Diebſtähle ſind hier an der Tagrsordnum
Jn der Nacht zum Sonntag wurden im „Café National“ außer
verſchiedenen andern Sachen eine größere Anzahl Zigarren un
Zigaretten geſtohlen. Jn der Nacht darauf wurde ein Einbrut
im Hotel „Graf Hoyer“ verübt und ebenfalls Zigarren un
Zigaretten ſowie u. a. noch 24 Kaffeelöffel und etwas Wechſes
geld entwendet. Jn der Nacht zum Dienstag wurden Herry
Bäckermeiſter Fräntzki, Hohetorſtraße 10, Brote und Geld
ſtohlen, außerdem Lebensmittelkarten. Jn derſelben Na
wurden zwei Bergleute beim Diebſtahl von Kohlrabi und Sale
gefaßt.

Liebenwerda. Einbruchsdiebſtahl entſprungener
Zuchthäusler. Aus Oſchätzchen wird unterm 11. Juli berichtet
Das Entweichen von vier Zuchthänslern aus dem Zuchthaus Ludhe
hat unſer Ort ſchon zu ſpüren bekommen. Zwei derſelben waren i
einem Braunkohlenwert in Klettwitz (N.-L.) beſchäftigt, von wo ſi
am Freitag entfernten. Beide hatten ſich nnn in der Nacht von
Momag zum Dienstag in das Gehöſt des Mühlenbeſitzers Theue-
garten, der im Felde ſteht, eingeſchlichen und auf dem Heuboden ihr
Lager aufgeſchlagen. Jn Abweſenheit der Bewohner drangen ſie
andern Tags in die Wohnung ein und durchſtöberten mit Hilfe vor
Dietrichen alles, was nicht niet- und nagelfeſt war.
zwei Uhren, einen dunkeln Anzug, Geld und Schmuckſachen, ſowie eine
Korb mit Lebensmitteln angeeignet. Glücklicherweiſe wurden in der Nähe
befindliche Leute anf das Treiben der Burſchen aufmerkſam und konnten d
Verfolgung aufnehmen. Es gelang, den einen der beiden am ſogenannte
Kröbelner Holze feſtzunehmen, während der andre ſpurlos verſchwunden
iſt. Der Feſtgenommene, mit Namen Kerzinger, wurde noch geſtern
abend nach Liebenwerda transportiert. Der Entwichene ſoll nach Ar
gabe des Verhafteten Bauer heißen, 25 bis 30 Jahre alt und vor
ſchlanker Figur ſein, gelbe Geſangenenkleidung tragen und im Bei
des geſtohlenen Anzugs ſein.

Merſeburg. Beſſerer Zugverkehr nach Leuns
Der durch das Leunawerk entſtandene ungeheure tägliche Verkehr von
hier nach Leung und umgekehrt hat die königliche Eiſenbahndirektion
Halle zu entſprechenden neuen Verkehrseinrichtungen veranlaßt Ver
Donnerstag den 12. Juli an erfolgt Einlegung eines Vorzugs ab
Halle 4.45, an Leuna 5.22 Uhr. Ferner werden die Züge 806 Halle
ab 6.15), 821 (Leuna ab 6.18) und 809 (Leuna ab 7.19) ſo verleg,
daß ſie dem Leunger Verkehrsbedürfnis nunmehr in vollem Umfant
Rechnung tragen dürften

Pachtergebniſſe. Die Hartobſtpflanzungen des Rittergut
Werder ſind für 7000 Mark und diejenigen der Probſtei und Faſaner
für 3000 Mark an den hieſigen Obſthändler Hartung verpachtet worden
Wenn man nun wüßte, wieviel im vorigen Jahre für dieſe Obſtnutzungen
gegeben worden iſt, dann könnte man ſofort ſagen, wieviel die er
braucher in dieſem Jahre unnötigerweiſe mehr bezahlen müſſen.

Torgau. Glockenopfer. Jn nächſter Zeit wird ver
den Glocken unſrer Stadtkirche diejenige, an der der Türme?
bisher die volle Stundenzahl nachſchlug und an der er durch An
ſchlag den Ausbruch eines Feuers meldete, aus dem Glockenſtuh
entfernt werden, um für Kriegszwecke Verwendung zu finden
Wie wir hören, ſoll das Nachſchlagen in Wegfall kommen, dagegen
ſoll der Alarm bei Schadenfeuern künftig durch Anbringen eines
Hammers an einer der im ſüdlichen Turme hängenden Glocke
ausgeführt werden.

Selbſtmord? Am Dienstag hat ſich der Auszüglet
Friedrich Grund aus Schützberg aus ſeiner Wohnung entfernt
und iſt nicht wieder zurückgekehrt. Es wird angenommen, da
er ſich in einem Anfall von Geiſtesſtörung ein Leid angetan
vermutlich iſt er in die Elbe gegangen. Er war bekleidet m
grauer Stoffhoſe und blaugeſtreiftem Hemd ohe Kopfbedeckung
und Fußbektleidung.

Weißenfels. Nahrungsmittelan gelegenheiten
Zur beſſeren Ernährung der Kinder im 1. Lebensjahr iſt angeordn
worden, daß ſie vom 1. Juli an eine Zuckerzulage von monatlid
750 Gramm zu erhalten haben. Für den Landkreis iſt der Würfel
zuckerpreis im Kleinverkauf auf 35 Pfg. pro Pfund feſtgeſetzt worden

Jahrmarkt-Verkaufszeit. Es wird darauf auſ
merkſam gemacht, daß außerhalb der für den Jahrmarkt feſtgeſetzte
Verkaufszeit von Dienstag den 17. d. M. früh 7 Uhr bis Donnerstaß
den 19. d. M. mittags 12 Uhr Marktwaren nicht feilgehalten werde
dürfen. und daß der hier für das ſtehende Gewerbe vorgeſchrieben
Ladenſchluß (abends 7 Uhr) auch für den Marktverkehr ſtreng einzu
halten iſt.

Wittenberg. Die Ausgabeſtelle für Lebens
mitteltarten befindet ſich von jetzt an im zweiten Stod
werk des Rathauſes, Zimmer 2 (früherer Schöffenſaal). Daſelbf
werden auch die An und Abmeldungen in Lebensmittelange
legenheiten entgegengenommen.

Wieder eingefangen. Ein militäriſcher Poſtel
hat in Tornau zwei kriegsgefangene Ruſſen, die vom Arbeits
lager in Kobin entwichen waren, feſtgenommen. Die Feſt
ſtellungen ergaben, daß ſie vom Lager Wittenberg ſtammen
verwundern iſt, daß die beiden Ruſſen über viel deutſches Geld
Landkarten und reichlich Lebensmittel an Wurſt, Speck und Broi
verfügten.

Mittwo Handwagendiebſtähle im großen. An
ittwoch fand ſich ein kürzlich vorm Schloßtor geſtohlener Hand

wagen im Beſitz einer Arbeiterfrau vor, die ihn wieder von der
Mittelſtraße 22 wohnenden Maurer Hoffmann käuflich erworbe
haben wollte. Sofort wurde bei der Polizei Anzeige erſtattet un
dieſe ſtellte feſt, daß H. ſchon ſeit einiger Zeit einen ſchwur
haften Handel mit Handwagen, die er und ſeine Familienang
hörigen geſtohlen haben, getrieben hat, während noch mehre
Wagen und Rodelſchlitten gefunden und beſchlagnahmt wurde
Inzwiſchen haben ſich auch bereits mehrere der Beſtohlenen
meldet und ihr Eigentum reklamiert.

U. a. haben ſie ſich
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